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Präsidium des Nationalrates * Bundeskanzleramt-Verfassun�sdi�nst .{Bundes­
kanzleramt-Dienstrechtssektion * alle Bundesministerien * Bundesministerin für 
Frauenfragen * Rechnungshof * Büro des Datenschutzrates * Volksanwaltschaft * 
Oesterreichische Nationalbank * Finanzprokuratur * Kabinett des Vizekanzlers * 
alle Landeshauptmänner * Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der 
Niederösterreichischen Landesregierung * Vorsitzender der Konferenz der Unab­
hängigen Verwaltungssenate der Verbindungss!elle der Bundesländer beim Amt 
ejer Niederösterreichischen Landesregierung * Osterreichischer Städtebund * 
Osterreichischer Gemeindebund * Bundesarbeitskammer * alle Landesarbeiter­
kammern * Wirtschaftskammer Österreich * alle Landeswirtschaftskammern * 
Österreichischer Gewerkschaftsbund * Österreichischer Landarbeiterkammertag * 
alle Landeslandarbeiterkammern * Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern Österreichs * alle Landeslandwirtschaftskammern * Österreichischer 
Rechtsanwaltskammertag * alle Landesrechtsanwal!skammern * Ös!erreichische 
Notariatskammer * alle Landesnotariatskammern * Osterreichische Arztekammer * 
Österreichische Apothekerkammer * Österreichische Dentistenkammer * Industriel­
I�nvereinigung * Kammer der Wirtschaftstreuhänder * Bundeska.rnmer der Tierärzte 
Osterreichs * Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe Osterreichs * 
Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten * Österreichische 
Patentanwaltskammer * Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs­
träger * alle Sozialversicherungsträger mit Ausnahme der Betriebskrankenkassen 
�owie der Zusghußkassen *Zentralorganisation der KriegsopferverbänQ.e 
Osterreichs * Osterreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation * Osterrei­
chischer Bundesverband für Psychotherapie * Berufsverband österreichischer 
Psychologlnnen * 
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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales übermittelt beiliegend den Entwurf 

einer 24.Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz samt 

Erläuterungen und Textgegenüberstellung mit dem Ersuchen um Stellungnahme 

bis längstens 

5.Juni 1996. 

Der Entschließung des Nationalrates anläßlich der Verabschiedung des 

Geschäftsordnungsgesetzes, BGBI.Nr.178/1961 , entsprechend, werden die 

gesetzlichen Interessenvertretungen sowie die Landesregierungen ersucht, 

25 Ausfertigungen der Stellungnahme unmittelbar dem Präsidium des Nationalrates 

zu übersenden und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hievon in 

Kenntnis zu setzen. 

Die Landeskammern der gesetzlichen Interessenvertretungen werden ersucht, die 

Stellungnahme unmittelbar der jeweiligen Bundeskammer zu übermitteln. 

Die Sozialversicherungsträger werden ersucht, die Stellungnahme unmittelbar dem 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zu übermitteln. 

Aus Praktikabilitätserwägungen wird ersucht, Stellungnahmen, die bereits zu dem 

erstmalig versendeten Entwurf einer 24.Novelle zum B-KUVG abgegeben wurden, 

nicht zu wiederholen, sondern auf diese zu verweisen. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Für den Bundesminister: 
WIRTH 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR ARBEIT UND SOZIALES Zu Zl. 21. 144/2-11/96 

Bundesgesetz, mit dem das 

Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 

geändert wird (24. Novelle zum B-KUVG) 

Der Nationalrat hat beschlossen : 

Das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, 

BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. Nr. 2 01/1996, wird wie folgt geändert: 

- 1 -
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1. Im § 1 Abs. 1 Z 1 wird nach dem Ausdruck 

"BGBl. Nr. 273/1972, " der Ausdruck "oder einem 

bezügerechtlichen Landesgesetz" eingefügt. 

2. Im § 1 Abs. 1 Z 6 wird nach dem Ausdruck 

"Bediensteter" der Ausdruck "sowie die Mitglieder des 

Beirates gemäß den §§ 149 a ff" eingefügt. 

3. Im § 1 Abs. 1 Z 7 und 12 wird jeweils der Ausdruck 

"Hauptwohnsitz" durch den Ausdruck "Wohnsitz" ersetzt. 

4. § 2 Abs. 1 Z 3 wird aufgehoben. 

5. Im § 2 Abs. 1 Z 4 wird nach dem Ausdruck 

"Bediensteter" der Ausdruck "sowie die Mitglieder des 

Beirates gemäß den §§ 149 a ff" eingefügt. 

6. Im § 4 zweiter Satz wird der Ausdruck "Hauptwohnsitz" 

durch den Ausdruck "Wohnsitz" ersetzt. 

7. Im § 5 Abs. 3 wird der Ausdruck "das Ruhen" durch den 

Ausdruck "die Unterbrechung" ersetzt. 

8. § 7 lautet: 

"Unterbrechung der Versicherung 

§ 7. (1) Die Versicherung wird für die zeit eines 

Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge (Karenzurlaub) 

unterbrochen. 

- 2 -
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(2) Die Unterbrechung der Krankenversicherung tritt 

nicht eln, 

1. sofern der Urlaub die Dauer eines Monates nicht 

überschreitet; 

2. während der Dauer des Bezuges von Karenzurlaubsgeld 

nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 395/1974 oder gleichartigen Bestimmungen; 

3. wenn der Versicherte die Aufrechterhaltung der 

Krankenversicherung innerhalb von sechs Wochen ab dem 

Zeitpunkt beantragt, ab dem sonst die Unterbrechung 

eintreten würde. " 

9. § 17 lautet: 

"Auskunftspflicht der Versicherten und der 

Zahlungs (Leistungs) empfänger 

§ 17. Die Versicherten sowie die 

Zahlungs (Leistungs) empfänger sind verpflichtet, der 

Versicherungsanstalt über alle für das 

Versicherungsverhältnis und für die Prüfung bzw. 

Durchsetzung von Ansprüchen nach den §§ 125ff maßgebenden 

Umstände längstens binnen 14 Tagen wahrheitsgemäß Auskunft 

zu erteilen. " 

10. 19 Abs. 1 Z 1 lit. b lautet : 
lOb) die Haushaltszulage sowie die Kinderzulage," 

11. § 19 Abs. 4 lautet: 

" (4) Grundlage für die Bemessung der Beiträge bildet in 

den Fällen des § 7 Abs. 2 Z 1 und 3 die letzte unmittelbar 

vor der Beurlauburig bestandene Beitragsgrundlage,. wobei 

sich diese jeweils um den auf eine Dezimalstelle 

gerundeten Hundertsatz erhöht, um den sich bei 

Bundesbeamten des Dienststandes das Gehalt der 
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Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V nach dem 

Gehaltsgesetz 1956 einschließlich einer allfälligen 

Teuerungszulage ändert. In Fällen des § 7 Abs. 2 Z 2 

bildet der doppelte Betrag des monatlichen 

Karenzurlaubsgeldes die Grundlage für die Bemessung der 

Beiträge. " 

12. § 19 Abs. 5 und 6 lauten: 

" (5) Grundlage für die Bemessung der Beiträge bei 

Kürzung, teilweisem oder gänzlichem Entfall der Bezüge 

sowie teilweisem oder gänzlichem Verzicht auf die Bezüge 

bildet die letzte vor der Herabsetzung der Bezüge 

bestandene Beitragsgrundlage im Sinne des Abs. 1. 

(6) Die Beitragsgrundlage darf die 

Höchstbeitragsgrundlage nicht überschreiten. Als 

monatliche Höchstbeitragsgrundlage gilt das 30fache des 

nach § 108 Abs. 3 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Betrages. Der 

sich hienach ergebende Betrag ist durch Verordnung des 

Bundesministers für Arbeit und Soziales festzustellen. " 

1 3. Der bisherige § 19 Abs. 6 erhält die Bezeichnung 

Abs. 7, wobei der Ausdruck "Abs. 1 bis 4" durch den 

Ausdruck "Abs. 1 bis 5" ersetzt wird. 

14. Im § 21 Abs. 1 wird der Klammerausdruck " (§ 19 

Abs. 5)" durch den Klarnrnerausdruck " (§ 19 Abs. 6)" und der 

Ausdruck "§ 19 Abs. 6" durch den Ausdruck "§ 19 Abs. 7" 

ersetzt. 

15. § 22 Abs. 4 lautet: 

"(4) Bei Kürzung oder teilweisem oder gänzlichem 

Entfall der Bezüge hat der Dienstgeber den Beitrag, der 

auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Bezug des 

- 4 -
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Versicherten und der letzten unmittelbar vor der 

Herabsetzung der Bezüge bestandenen Beitragsgrundlage 

(§ 19 Abs. 5) entfällt, zur Gänze allein zu tragen. Dies 

gilt auch bei teilweisem oder gänzlichem Verzicht auf die 

Bezüge. " 

16. Im § ,  22 a Abs. 1 wird der Ausdruck 

"Wehrgesetzes 1978" durch den Ausdruck "Wehrgesetzes 1990" 

ersetzt. 

17. Im § 26 a Abs. 2 Z 1 wird nach dem Ausdruck 

"Versicherungsvertreter" der Ausdruck "bzw. jedes nach 

dieser Bestimmung versicherte Beitratsmitglied" eingefügt. 

18. Im § 26 a Abs. 3 wird der Ausdruck "§ 19 Abs. 5 

letzter Satz" durch den Audruck "§ 19 Abs. 6 letzter Satz" 

ersetzt. 

19. Im § 26 c wird der Ausdruck "Wehrgesetzes 1978 " 

durch den Ausdruck "Wehrgesetzes 1990 " ersetzt. 

20. Dem § 43 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Diese Frist wird gehemmt, solange dem 

Anspruchsberechtigten die Inanspruchnahme der Leistungen 

durch ein unabwendbares Hindernis nicht möglich ist. " 

21. Im § 50 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck "der 

Vater, die Mutter," durch den Ausdruck "die Eltern," 

ersetzt. 
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22. Im § 50 Abs. 1 zweiter Satz lautet : 

"Steht der Anspruch mehreren Kindern, den Eltern oder 

mehreren Geschwistern des Verstorbenen zu, so sind sie zu 

gleichen Teilen bezugsberechtigt. " 

23. Dem § 50 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Letztlich sind die Verlassenschaft nach dem Versicherten 

bzw. dessen Erben bezugsberechtigt. " 

24. Im § 55 Abs. 3 wird der Ausdruck "Wehrgesetzes 1978" 

durch den Ausdruck "Wehrgesetzes 1990" ersetzt. 

25. Im § 56 Abs. 9 wird der Punkt am Ende der lit. c 

durch den Ausdruck ", oder" ersetzt; folgende lit. d wird 

angefügt: 

"d) der Versicherungspflicht gemäß § 3 des 

Notarversicherungsgesetzes 1972 unterliegt oder 

eine Pension nach dem 

Notarversicherungsgesetz 1972 bezieht. " 

26. Dem § 56 wird folgender Abs. 11 angefügt : 

" (11) Als Pflegekinder gemäß Abs. 2 Z 6 gelten auch 

Minderjährige, die von einem (einer) Versicherten gepflegt 

und erzogen werden, wenn sie mit dem (der) Versicherten 

1. bis zum dritten Grad verwandt oder verschwägert sind 

und 

2. ständig in Hausgemeinschaft leben. " 

27. Im § 59 Abs. 3 dritter Satz entfällt der Ausdruck 

"und Reise-(Fahrt-) und Transportkosten". 
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2 8. Im § 59 Abs. 3 wird der Punkt am Ende des dritten 

Satzes durch einen Strichpunkt ersetzt; folgender Halbsatz 

wird angefügt : 

"darüber hinaus können nach Maßgabe der Satzung auch 

die notwendigen Reise- (Fahrt-) und Transportkosten 

übernommen werden. " 

2 9. Dem § 59 wird folgender Abs. 4 angefügt : 

" (4) Für Leistungen eines approbierten Arztes (§  3 c 

des Ärztegesetzes 1984) besteht nur dann Anspruch auf 

Kostenerstattung, wenn der Arzt gemäß Artikel 36 Abs. 2 

der Richtlinie 93/16/EWG das Recht erworben hat, den 

ärztlichen Beruf als praktischer Arzt im Rahmen eines 

Sozialversicherungssystems auszuüben. " 

30. § 70 a Abs. 4 lautet : 

"(4) Die Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit können 

auch nach Maßgabe der vom Hauptverband hiezu erlassenen 

Richtlinien (§ 31 Abs. 5 Z 2 8  des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) durch Gewährung von 

Zuschüssen für Landaufenthalt und Aufenthalt in Kurorten 

bzw. Kuranstalten erbracht werden. " 

31. § 83 Abs. 1 erster Satz lautet : 

"Die Reise (Fahrt)kosten, die 

1. zur Inanspruchnahme der nächstgelegenen geeigneten 

Behandlungsstelle durch den Versicherten oder einen 

Angehörigen (§  56) oder 

2. zur körpergerechten Anpassung von Heilbehelfen und 

Hilfsmitteln 

notwendig sind und sich nicht aus der Benützung 

öffentlicher Verkehrsmittel innerhalb des Stadtgebietes 

(Straßenbahn, Autobus) ergeben, können nach Maßgab·e der 

Bestimmungen der Satzung ersetzt werden, wenn die 

Entfernung mehr als 5 km beträgt. " 
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32. § 83 Abs. 2 lautet: 

" (2) Bei Notwendigkeit des Transportes gehunfähig 

erkrankter Versicherter und Angehöriger (§ 56) zu 

besonderen Untersuchungen und Behandlungen können über 

ärztlichen Antrag von der Versicherungsanstalt die 

Beförderungskosten zur nächstgelegenen geeigneten 

Behandlungsstelle unter Bedachtnahrne auf Abs. l"nach 

Maßgabe der Bestimmungen der Satzung übernommen werden. " 

33. Dem § 96 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

" In den Fällen der Z 1 bis 4 sowie im Zusammenhang mit der 

körpergerechten Anpassung von Körperersatzstücken, 

orthopädischen Behelfen und anderen Hilfsmitteln können 

Reise- (Fahrt-) und Transportkosten nach Maßgabe der 

Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahrne auf die 

wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten übernommen 

werden. " 

34. § 96 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Ein Behandlungsbeitrag bzw. eine Rezeptgebühr darf 

nicht eingehoben werden. " 

35. § 108 Abs. 4 lautet : 

" (4) Dem für die Erbringung der Gesamtleistung nach 

Abs. 3 zuständigen Versicherungsträger steht ein Anspruch 

auf Ersatz gegenüber dem Versicherungsträger zu, der zur 

Entschädigung des vorangegangenen Versicherungsfalles 

zuständig war. Für die Höhe des Ersatzanspruches gilt 

§ 184 Abs. 4 und 5 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß der 

Berechnung die Versehrtenrente des zur Entschädigung des 

vorangegangenen Versicherungsfalles zuständigen 
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Versicherungsträgers zugrunde zu legen ist, die im letzten 

Monat vor Bildung der Gesamtrente gebührt hat. " 

36. Im § 112 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz folgender 

Satz eingefügt : 

"Eine Anrechnung laufender Unterhaltsleistungen erfolgt 

nur in der Höhe eines Vierzehntels der jährlich 

tatsächlich zufließenden Unterhaltsleistung. " 

37. Im § 112 Abs. 6 vierter Satz (neu) wird der Ausdruck 

"Zwölf tel" durch den Ausdruck "VierzehnteI" ersetzt. 

38. Im § 119 wird der Punkt am Ende des ersten Satzes 

durch einen Beistrich ersetz�; folgender Halbsatz wird 

angefügt: 

"sowie Anträge und Meldungen fristwahrend weiterzuleiten. " 

39. § 132 Abs. 5 Z 1 lautet : 

"1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben Anspruch 

auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten nach Maßgabe 

von Richtlinien gemäß § 31 Abs. 5 Z 31 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes. " 

40. Im § 133 Abs. 1 wird jeweils der Ausdruck "für 

Verwaltungskörper, deren Tätigkeit sich nicht über mehr 

als ein Bundesland erstreckt, sind" durch den Ausdruck 

"sind für Landesstellenausschüsse" ersetzt. 

41. § 136 lautet : 

"Pflichten und Haftung der Versicherungsvertreter 
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§ 136. Die Mitglieder der Verwaltungskörper haben bei 

der Ausübung ihres Amtes die Rechtsvorschriften zu 

beachten. Sie sind zur Amtsverschwiegenheit sowie zur 

gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes 

verpflichtet. Sie haften unbeschadet der Bestimmungen des 

Amtshaftungs- und des Organhaftpflichtgesetzes für jeden 

Schaden, der der Versicherungsanstalt aus der 

Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. Die 

Versicherungsanstalt kann auf Ansprüche aus der Haftung 

nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. Macht 

die Versicherungsanstalt trotz mangelnder Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde die Haftung nicht geltend, so kann diese 

die Haftung an Stelle und auf Kosten der 

Versicherungsanstalt geltend machen. " 

42. Im § 146 Abs. 3 wird jeweils der Ausdruck "Wohnort" 

durch den Ausdruck "Wohnsitz" ersetzt. 

43. Im § 151 Abs. 4 erster Satz wird nach dem Ausdruck 

"erweiterte Heilbehandlung" der Ausdruck "sowie die 

medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation" eingefügt. 

44. Im § 160 Abs. 1 zweiter Satz wird der Ausdruck "den 

Hauptwohnsitz" durch den Ausdruck "ihren Wohnsitz" 

ersetzt. 

45. Nach § 180 werden folgende § §  181 und 182 angefügt: 

" §  181. (1) Es treten in Kraft : 

1. mit 1. Juli 1996 die § §  56 Abs. 3 Z 1, 65 

a Abs. 5 und 70 a Abs. 3 und 4 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGB1. Nr. 201/1996; 

2. mit 1. Jänner 1997 die § §  32 Abs. 2, 41 

und 45 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGB1. Nr. 201/1996. 

- 10 -

39/ME XX. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 41

www.parlament.gv.at



(2 ) Anstelle des verhältnismäßigen Teiles der 

Rente gemäß § 41 letzter Satz in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. Nr. 201/1996 gebührt 

Personen, die im Dezember 1996 eine Rente 

beziehen und bei denen der Leistungsanspruch am 

31. Dezember 1996 aufrecht ist, für den 

Kalendermonat, in dem der Grund des Wegfalles der 

Rente eintritt, eine Vorschußzahlung. Die 

Vorschußzahlung ist in der Höhe der im Dezember 

1996 ausgezahlten Rente einschließlich der 

Zuschüsse spätestens am 1. Jänner 1997 flüssig zu 

machen. Alle auf die Rente anzuwendenden 

Bestimmungen gelten auch für die Vorschußzahlung. 

(3) Abweichend von § 32 Abs. 2 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 201/1996 fallen 

Hinterbliebenenrenten nach dem Tode eines 

Rentenempfängers, der eine Vorschußzahlung gemäß 

Abs. 2 bezogen hat, mit Beginn des 

Kalendermonats, der dem Tod des Rentenempfängers 

folgt, an. Für den Kalendermonat, in dem der 

Grund des Wegfalls der Hinterbliebenenrente 

eintritt, gebührt anstelle des verhältnismäßigen 

Teiles der Hinterbliebenenrente gemäß § 41 

letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBI. Nr. 2 01/1996 eine Vorschußzahlung. Die 

Vorschußzahlung ist in der, Höhe der erstmalig zur 

Auszahlung gelangenden Hinterbliebenenrente 

einschließlich der Zuschüsse spätestens am Ersten 

des Kalendermonats, der dem Tod des 

Rentenempfängers folgt, flüssig zu machen. Alle 

auf die Rente anzuwendenden Bestimmungen gelten 

auch für die Vorschußzahlung. 

(4) Die § §  65 a Abs. 5 und 70 a Abs. 3 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBI� Nr. 201/1996 sind nur auf Fälle 

anzuwenden, in denen die Unterbringung nach dem 30. Juni 

1996 beginnt. 

§ 182. (1) Es treten ln Kraft: 
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1. mit 1. August 1996 die §§ 1 Abs. 1 Z 1, 6, 7 und 12 , 

2 Abs. 1 Z 4, 4, 5 Abs. 3, 7, 17, 19 Abs. 4 bis 7, 21 

Abs. 1, 22 Abs. 4, 22 a Abs. 1, 26 a Abs. 2 Z 1 und 

Abs. 3, 2 6  c, 43 Abs. 3, 50 Abs. 1, 55 Abs. 3, 56 Abs. 9 

und 11, 59 Abs. 3, 83 Abs. 1 und 2 ,  96 Abs. 2 und 3, 108 

Abs. 4, 112 Abs. 6, 119, 132 Abs. 5 Z 1, 133 Abs. 1, 136, 

146 Abs. 3, 151 Abs. 4 sowie 160 Abs. 1 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996 und die Aufhebung des 

§ 2 Abs .. 1 Z 3; 

2 .  rückwirkend mit 1. Juli 1996 § 70 a Abs. 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996; 

3. rückwirkend mit 1. Mai 1996 § 181 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996; 

4. rückwirkend mit 1. Mai 1995 § 19 Abs. 1 Z 1 lit. b 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996; 

5. rückwirkend mit 1. Jänner 1995 § 59 Abs. 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996. 

(2) § 19 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBL Nr. xxx/1996 ist für am 31. Juli 1996 bestehende 

Fälle des § 7 Abs. 1 Z 1 und 3 mit der Maßgabe 

anzuwenden, daß die Erhöhung der Beitragsgrundlage ab 

Beginn des jeweiligen Karenzurlaubes vorzunehmen ist. 

(3) Leidet ein Versicherter am 1. August 1996 an einer 

Krankheit, die erst auf Grund der Anlage 1 zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996 als Berufskrankheit 

anerkannt wird, so sind ihm die Leistungen der 

Unfallversicherung zu gewähren, wenn der Versicherungsfall 

nach dem 30. Juni 1967 eingetreten ist und der Antrag bis 

30. Juni 1997 gestellt wird. Die Leistungen sind 

frühestens ab 1. August 1996 zu gewähren. Wird der Antrag 

später gestellt, so gebühren die Leistungen ab dem Tag der 

AntragsteIlung. 

(4) Im Falle des durch eine Krankheit verursachten 

Todes des Versicherten, die erst auf Grund der Anlage 1 

zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx/1996 als Berufskrankheit 

anerkannt wird, sind die Leistungen der Unfallversicherung 
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an die Hinterbliebenen zu gewähren, wenn der 

Versicherungsfall nach dem 30. Juni 1967 eingetreten ist 

und der Antrag bis 30. Juni 1997 gestellt wird. Die 

Leistungen sind frühestens ab 1. August 1996 zu gewähren. 

Wird der Antrag später gestellt, so gebühren die 

Leistungen ab dem Tag der Antragstellung. " 
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V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Rechtsbereinigung sowie Verbesserung der 
Finanzsituation der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

B. Lösung 

B-KUVG 

Änderungen und Ergänzungen zur Verbesserung der 
Praxis und zur Anpassung an Rechtsentwicklungen 
außerhalb der Sozialversicherung sowie zur 
finanziellen Konsolidierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

c. Alternativen 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten 

Mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen für den 
Bund ist nicht zu rechnen. 

E. Konformität mit EG-Recht gegeben. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR ARBEIT UND SOZIALES Zu Zl. 21. 144/2-11/96 

E r I ä u t e r u n  g e n  

Im Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
sind zahlreiche Änderungen und Ergänzungen des 
Sozialversicherungsrechtes, welche großteils der 
Rechtsbereinigung, der Verbesserung der Praxis 
bzw. der Anpassung an Rechtsentwicklungen 
außerhalb der Sozialversicherung dienen sollen, 
vorgemerkt. Diese konnten im Rahmen der letzten 
Novellen angesichts sozialpolitisch dringenderer 
Anliegen nicht realisiert werden. 

Weiters enthält der Entwurf folgende 
Maßnahmen im Bereich der Krankenversicherung, 
welche zur Verbesserung der Finanzsituation dieses 
Versicherungszweiges beitragen sollen: 

- Umwandlung der satzungsmäßigen 
Pflichtleistung der Reise- und 
Fahrtkostenzuschüsse in eine freiwillige 
Leistung; 

- Ausschluß der Notare, Notariatsanwärter und 
Bezieher einer Pension nach dem NVG 1972 von 
der Angehörigeneigenschafti 
Valorisierung der Beitragsgrundlage 1m 
Zusammenhang mit Karenzurlaubeni 

- Beitragsgrundlage bei verminderung der Bezüge 
bzw. Tragung der Beitragslast in diesen 
Fällen. 

Darüber hinaus sind die Änderungen des 
gleichzeitig vorgelegten Entwurfes einer 
53. Novelle zum ASVG auch im Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz vorzunehmen, um die 
Übereinstimmung der jeweiligen Vorschriften des 
ASVG und des B-KUVG zu wahren. Auf die 
Finanziellen Erläuterungen zum ASVG wird 
verwiesen. 

Um im Einzelfall das Auffinden der 
gewünschten Erläuterung im ASVG-Novellenentwurf zu 
erleichtern, werden im folgenden die in beiden 
Gesetzen einander entsprechenden Vorschriften 
gegenübergestellt: 
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B-KUVG 

§§ 1 Abs. 1 Z 6 sowie 
2 Abs. 1 Z 4 

§ 17 
§ 26 a Abs. 2 Z 1 
§ 43 Abs. 3 
§ 50 Abs. 1 
§ 56 Abs. 9 und 11 
§ 59 Abs. 3 und 4 
§ 83 Abs. 1 und 2 
§ 96 Abs. 2 und 3 
§ 112 Abs. 6 
§ 132 Abs. 5 Z 1 
§ 136 
§ 182 Abs. 3 und 4 

ASVG 

§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. e 

§ 43 
§ 74 Abs. 3 Z 3 
§ 10 2 Abs. 3 
§ 10 7 a Abs. 1 
§ 123 Abs. 9 und 11 
§ 131 Abs. 3 und 5 
§ 135 Abs. 4 und 5 
§ 189 Abs. 2 
§ 215 a Abs. 4 
§ 420 Abs. 5 Z 1 
§ 424 
§ 564 Abs. 7 und 8 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung 
der im vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen 
gründet sich auf den Kompetenztatbestand 
"sozialversicherungswesen" des Art. 10 Abs. 1 Z 11 
B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes 
zu bemerken: 
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Zu Z 1 (§ 1 Abs. 1 Z 1): 

§ 1 Abs. 1 Z 1 B-KUVG in der Fassung des 
Strukturanpassungsgesetzes, BGB1. Nr. 2 97/1995, 
normiert, daß sich die Pflichtversicherung nach 
dem B-KUVG nicht auf Beamte erstreckt, deren 
Dienstbezüge wegen Übernahme einer Funktion nach 
dem Bezügegesetz oder als Mitglied der Kommission 
der Europäischen Union entfallen. 

Einer Anregung des Amtes der Wiener 
Landesregierung folgend soll diese 
Ausnahmeregelung dahingehend erweitert werden, daß 
sie künftig auch bei Entfall der Dienstbezüge 
wegen Übernahme einer Funktion nach einern 
bezügerechtlichen Landesgesetz gilt. 
Zu Z 3, 6, 42 und 44 (§§  1 Abs. 1 Z 7 und 12, 4, 
146 Abs. 3 und 160 Abs. 1): 

Durch die gegenständlichen 
Novellierungsvorschläge soll - in Übereinstimmung 
mit jenen zu den § §  129 und 2 2 6  ASVG im Rahmen des 
Entwurfes einer 53. ASVG-Novelle (auf die 
Erläuterungen hiezu wird verwiesen) - eindeutig 
festgelegt werden, daß für den Wohnsitzbegriff in 
den Sozialversicherungsgesetzen die Definition des 
§ 66 Abs. 1 der Jurisdiktionsnorm maßgeblich ist. 

Zu Z 4 (§ 2 Abs. 1 Z 3): 

Nach der derzeit geltenden Fassung des § 2 
Abs. 1 Z 3 B-KUVG sind die "zeitverpflichteten 
Soldaten des Bundesheeres im Sinne des § 10 des 
Wehrgesetzes 1978" von der Krankenversicherung 
ausgenommen. 

Wie das Bundesministeriurn für 
Landesverteidigung mitgeteilt hat, ist das 
Rechtsinstitut "Zeitverpflichteter Soldat" 
ausgelaufen, sodaß bereits seit einigen Jahren 
keine derartigen zeitverpflichteten Soldaten mehr 
dem Bundesheer angehören. 

Die Z 3 im § 2 Abs. 1 B-KUVG kann daher 
ersatzlos entfallen. 

Zu Z 7 und 8 (§ 5 Abs. 3 und § 7): 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll der 
Begriff "Ruhen" durch den Begriff "Unterbrechung" 
ersetzt werden. Dies erscheint im Zusammenhang mit 
§ 56 Abs. 1 B-KUVG im Interesse der 
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Rechtssicherheit sowie unter Gleichheitsaspekten 
erforderlich: 

So setzt die Anspruchsberechtigung des 
Angehörigen gemäß § 56 B-KUVG voraus, daß dieser 
weder nach den Vorschriften des B-KUVG noch nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften 
krankenversichert ist. Die derzeitige Institution 
eines Ruhens der Versicherung während der Zeit des 
Urlaubs gegen Einstellung der Bezüge 
(Karenzurlaub) läßt aber den Bestand der 

Versicherung an sich unberührt. 
Im Hinblick darauf würde nach der 

gegenwärtigen Gesetzeslage das Ruhen der 
Versicherung einer Anspruchsberechtigung als 
Angehöriger gemäß § 56 Abs. 1 B-KUVG 
entgegenstehen, was unter anderem dazu führt, daß 
etwa im dritten Karenzjahr (Babyjahr) im Rahmen 
des B-KUVG keine Anspruchsberechtigung als 
Angehöriger in Betracht kommt, währenddessen im 
ASVG-Bereich dies durchwegs möglich ist. 

Zu Z 10 (§ 19 Abs. 1 Z 1 lit. b): 

In Anbetracht der erfolgten Änderung des 
Beamtendienstrechtes im Rahmen des 
Strukturanpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 2 97/1995, 
sowie der damit verbundenen Substitution der 
Haushaltszulagenregelung durch eine 
Kinderzulagenregelung ergibt sich die 
Notwendigkeit, die Kinderzulage in den Katalog des 
§ 19 Abs. 1 B-KUVG aufzunehmen. 

Angesichts dessen, daß in den einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen auf Landesebene (für 
Landes- und Gemeindebedienstete) sowie den 
entsprechenden dienstrechtlichen Bestimmungen der 
Körperschaften des öffentlichen Rechts noch 
Haushaltszulagen vorgesehen sind, sind im § 19 
Abs. 1 Z 1 lit. b B-KUVG beide Zulagen anzuführen. 

Zu Z 11 und 45 (§§ 19 Abs. 4 und 182 Abs. 2 )  : 

Nach der derzeitigen Gesetzeslage wird im 
Falle eines Urlaubes gegen Einstellung der Bezüge, 
soweit gemäß § 7 Abs. 2 Z 1 und 3 die 
Krankenversicherung aufrecht bleibt, als Grundlage 
für die Bemessung der Beiträge die letzte 
unmittelbar vor der Beurlaubung bestandene 
Beitragsgrundlage herangezogen. Eine Valorisierung 
dieser Beitragsgrundlage ist nicht vorgesehen. 

Dies führt zu dem für die 
Versichertengemeinschaft unbefriedigenden 
Ergebnis, daß es derzeit Versicherte gibt, die 
beispielsweise seit dem 1. Jänner 1971 einen 
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Karenzurlaub gegen Einstellung der Bezüge 
konsumieren und denen lediglich die 
Versicherungsbeiträge unter Zugrundelegung der 
seinerzeitig gültigen Beitragsgrundlage 
vorgeschrieben werden können; das hat mitunter zur 
Konsequenz, daß etwa Spitzenverdiener Beiträge 
unter Heranziehung einer Beitragsgrundlage 
entrichten, welche weniger als die Hälfte der 
Höchstbeitragsgrundlage beträgt. 

Im Hinblick darauf erscheint es im Interesse 
der Beitragsgerechtigkeit erforderlich, im § 19 
Abs. 4 B-KUVG für Fälle gemäß § 7 Abs. 2 
Z 3 B-KUVG (Aufrechterhaltung der 
Krankenversicherung auf Antrag des Versicherten) 
eine Valorisierung der Beitragsgrundlage 
vorzusehen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß vergleichsweise auch im 
Leistungsbereich - so etwa in der gesetzlichen 
Unfallversicherung - eine Valorisierung der 
Bemessungsgrundlage vorgesehen ist (vgl. § 93 
Abs. 4 B-KUVG) und damit eine solche durchaus 
systemimmanent erscheint. 

Für bereits bestehende Karenzurlaube wird 
darüber hinaus - in einer Übergangsbestimmung -
normiert, daß bezüglich des Wirksamkeitsbeginnes 
der Valorisierung auf den Zeitpunkt des Beginnes 
des Karenzurlaubes abzustellen ist. 

In Anbetracht der geringen Zahl der Fälle 
wird es aber zu keinen nennenswerten Mehreinnahmen 
für die Krankenversicherung kommen. 

Zu Z 12 bis 15 und 18 (§§ 19 Abs. 5 bis 7, 21 
Abs. 1, 2 2  Abs. 4 und 2 6  a Abs. 3): 

Die derzeit bestehende 
Mindestbeitragsgrundlage und die damit verbundene 
Regelung, daß im Falle einer Unterschreitung 
derselben der Dienstgeber den Beitrag, der auf den 
Unterschiedsbetrag zwischen den Bezügen des 
Versicherten und der Mindestbeitragsgrundlage 
entfällt, zur Gänze allein zu tragen hat, 
erscheint im Hinblick auf deren mangelnde 
praktische Relevanz - es gibt derzeit kaum Fälle, 
in denen die Mindestbeitragsgrundlage nicht 
erreicht wird - gegenstandslos. 

Die Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter hat daher angeregt, eine dahingehende 
Regelung zu schaffen, daß bei Kürzung oder 
teilweisem sowie gänzlichem Entfall der Bezüge der 
Dienstgeber den Beitrag, der auf den 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Bezug des 
Versicherten und der letzten unmittelbar vor der 
Herabsetzung der Bezüge bestandenen 
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Beitragsgrundlage entfällt, zu tragen hat. Dies 
soll auch für Fälle des teilweisen oder gänzlichen 
Verzichts auf die Bezüge gelten. 

Die Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt die für 
die Versichertengemeinschaft unbefriedigende 
Situation ergibt, daß in Fällen, in denen es zu 
einer Verringerung des Bezuges kommt, die 
Beitragsgrundlage entsprechend den tatsächlich 
ausbezahlten Bezügen gebildet wird und damit -
trotz des vollen Leistungsanspruches - nur eine 
aliquote oder (in manchen Fällen) gar keine 
Beitragsgrundlage gebildet werden kann (so 
insbesondere bei Gehaltskürzungen) . 

Für den Bund als Dienstgeber sind damit 
geringfügige Mehraufwendungen verbunden, diese 
können aber in Folge der geringen Zahl der Fälle 
nicht quantifiziert werden. 

Unter einem mit der Neuregelung der Tragung 
der Beitragslast bei Kürzung (Entfall) der Bezüge 
bzw. Verzicht auf die Bezüge soll eine besondere 
Bestimmung über die Beitragsbemessung in diesen 
Fällen geschaffen werden (Einfügung eines neuen 
Abs. 5 in § 19 B-KUVG). Dies erscheint 
insbesondere auch im Hinblick darauf, daß § 79 
Abs. 3 B-KUVG (Leistungsbemessung beim Wochengeld) 
auf die Beitragsgrundlage gemäß § 19 B-KUVG 
verweist, sinnvoll. 

Darüber hinaus soll die bisherige Regelung 
über die Mindestbeitragsgrundlage - die durch die 
erwähnte Neuregelung im § 22 Abs. 4 B-KUVG 
gegenstandslos geworden ist - entfallen. 

Zu Z 16, 19 und 24 (§§ 22 a Abs. 1, 26 c und 55 
Abs. 3): 

Es handelt sich hiebei lediglich um 
Zitierungsanpassungen infolge des (neuen) 
Wehrgesetzes 1990. 

Zu Z 30 und 45 (§§ 70 a und 181) : 

Durch ein Versehen bei der Drucklegung wurden 
Artikel 38 Z 7 und 8 der Regierungsvorlage zum 
Strukturanpassungsgesetz 1996, betreffend eine 
Zitatsanpassung in § 70 a und die 
Inkrafttretensbestimmungen in § 181 B-KUVG, nicht 
der parlamentarischen Beschlußfassung zugeführt. 
Dieses Versehen soll nunmehr behoben werden. 
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Zu Z 35 (§ 108 Abs. 4): 

Die vorgeschlagene Neuregelung ist in 
Verbindung mit der entsprechenden Ergänzung des 
§ 210 Abs. 3 ASVG im Rahmen einer 53. ASVG-Novelle 
zu sehen und soll eine ausgewogene finanzielle 
Belastung der Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter und der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt im Falle der Bildung 
einer Gesamtrente sicherstellen. 

Derzeit steht dem - für die Erbringung der 
Gesamtleistung (Gesamtrente) nach Abs. 3 dieser 
Bestimmung zuständigen - Versicherungsträger 
hinsichtlich des Teiles der Gesamtleistung, der 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit aus früheren 
Versicherungsfällen entspricht, Anspruch auf 
Ersatz gegenüber dem Versicherungsträger zu, der 
zur Entschädigung des vorangegangenen 
Versicherungsfalles zuständig war. Da sich die 
Leistungssysteme des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes und des Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes in 
einigen Punkten wesentlich unterscheiden, fehlt 
bisher eine entsprechende Regelung in der 
korrespondierenden Bestimmung (§ 210) des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes. 

Da durch diese Regelung bei der Bildung der 
Gesamtrenten eine Belastung der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter und 
eine Entlastung des ASVG-Versicherungsträgers 
entsteht, soll nun der ASVG-Versicherungsträger im 
Ersatzwege jenen Betrag zu leisten haben, auf den 
der Versicherte im Rentenabfindungswege 
(freiwilliges Ausscheiden) Anspruch hätte. 

Auf die entsprechenden finanziellen 
Anmerkungen zur Änderung des § 210 Abs. 3 ASVG 
wird verwiesen. 

Zu Z 38 (§ 119): 

Durch § 321 ASVG in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 wurde - in 
Verbindung mit der Verfahrensbestimmung des § 361 
ASVG - für den Bereich des ASVG das sogenannte 
"Allspartenservice" (Weiterleitung von Anträgen 
und Meldungen an den zuständigen 
Sozialversicherungsträger) eingeführt. 

Die gegenständliche Ergänzung dient der 
diesbezüglichen Anpassung des B-KUVG. 
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Zu Z 40 (§ 133 Abs. 1) : 

Gemäß § 133 Abs. 1 B-KUVG in seiner derzeit 
geltenden Fassung sind die Versicherungsvertreter 
aus der Gruppe der Dienstnehmer und der 
Dienstgeber "für Verwaltungskörper, deren 
Tätigkeitsbereich sich nicht über mehr als ein 
Bundesland erstreckt", vom zuständigen 
Landeshauptmann (im Falle der Dienstgeber : im 
Einvernehmen mit der zuständigen 
Finanzlandesbehörde) zu eritsenden (für die 
Entsendung in die übrigen Verwaltungskörper der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter ist 
der Bundesminister für Arbeit und Soziales bzw. 
der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen zuständig). 

Diese Bestimmung bestand in annähernd 
gleicher Form - es wurde lediglich der Ausdruck 
11 Bundesministerium" durch den Ausdruck 
"Bundesminister" ersetzt - auch bereits vor der 
23. Novelle zum B-KUVG. Allerdings wurde mit 
dieser Novelle der § 139 B-KUVG um einen Abs. 2 
erweitert, demzufolge die Mitglieder des 
Vorstandes und der Landesstellenausschüsse 
gleichzeitig der Generalversammlung angehören. 
Diese Änderung führt dazu, daß nunmehr auch die 
Versicherungsvertreter in den 
Landesstellenausschüssen der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder der Generalversammlung bundesweit tätig 
werden und daher an sich vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales zu entsenden wären. Aus § 139 
Abs. 2 B-KUVG ergibt sich jedoch, daß die durch 
die Landeshauptmänner vorgenommenen Entsendungen 
der Versicherungsvertreter in die 
Landesstellenausschüsse selbstverständlich auch 
für die Generalversammlung gelten. 

Aufgrund eines redaktionellen Versehens im 
Rahmen der 23. B-KUVG-Novelle unterblieb 
allerdings eine entsprechende Anpassung des § 133 
Abs. 1 B-KUVG. Zur Behebung dieses Versehens und 
im Hinblick auf die auch nach der 23. B-KUVG­
Novelle geübte Praxis soll nunmehr klargestellt 
werden, daß die Entsendung der 
Versicherungsvertreter für die 
Landesstellenausschüsse nach wie vor in die 
Kompetenz des Landeshauptmannes fällt. 

Zu Z 43 (§ 151 Abs. 4) : 

Mit dem Sozialrechts-Änderungsgesetz 1993, 
BGBl. Nr. 335, wurde normiert, daß der Zuschlag 
gemäß § 22 Abs. 3 B-KUVG - neben der erweiterten 
Heilbehandlung - auch der Bestreitung der Ausgaben 

- 8 -

39/ME XX. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)24 von 41

www.parlament.gv.at



der medizinischen Rehabilitation dient. Auf Grund 
eines Redaktionsversehens unterblieb die in diesem 
Zusammenhang erforderliche Anpassung der 
Bestimmung über die Rücklagenbildung gemäß § 151 
Abs. 4 B-KUVG. Dies soll nunmehr nachgeholt 
werden. 
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BKUVG - Ge l t ende F a s sung 

Ver s i cherungsp f l i ch t  i n  der Kr anken- und 
un fa l l ver s i cherung 

§ 1 .  ( 1 ) In der Kranken- und Unfa l l ver s i cherung s i nd ,  
sofern n i ch t  e i ne Ausnahme nach den § §  2 oder 3 gegeben 
i s t , ver s i cher t :  

1 .  d i e  i n  e i nem öffent l i ch-rec h t l i chen 
D i en s t ve r hä l t n i s  z um Bund, e i nem Bundes l and , e i nem 
Geme i ndeverband oder e i ner Geme i nde s t ehenden 
D i en stnehmer , sowe i t  n i ch t  nach i hren d i enstrech t l i chen 
Vor sch r i f t en der E n t fa l l i hrer D i en s t bezüge wegen 
Uber nahme e i ner Funk t i on nach dem Bezügegeset z ,  
BGB 1 . Nr . 273/ 1 972 , oder a l s  M i t g l i ed der Komm i s s i on der 
Europä i schen Un i on vorgesehen i st; 

2 .  b i s 5 .  unveränder t .  

6 .  d i e  Ver S i cherungsver t re t er i n  den 
Verwa l t ungSkörpern der Ver s i cherungsan s t a l t  ö f fen t l i ch 
Bed i en s t e t er; 

7 .  s o l ange s i e  i hren Haupt wohn s i t z  im I n l and haben , 

a )  und b )  unveränder t .  

8 .  b i s 1 1 .  unverände r t . 

BKUVG - Vorgesch l agene F a s sung 

Ver s i cherungsp f l i ch t  i n  der Kr anken- und 
U n fa l l ver s i cher ung 

§ 1 .  ( 1 ) In der Kr anken- und U n fa l l ver s i cherung s i nd, 
sofern n i ch t  e i ne Au snahme n ach den § §  2 oder 3 gegeben 
i s t , ver s i cher t :  

1 .  d i e  i n  e i nem ö f fent l i ch - r ech t l i chen 
D i en s t verhä l t n i s  zum Bund, e i nem Bundes l and, e i nem 
Geme i ndeverband oder e i ner Geme i nde s t ehenden 
D i en s t nehmer , sowe i t  n i ch t  nach i h ren d i en s t rech t l i chen 
Vor sch r i f t en der En t fa l l i hr e r  D i en s t bezüge wegen 
Übe r nahme e i ner Funk t i on nach dem Bezügegese t z ,  

* BGB 1 . Nr . 273/ 1 972, oder e i nem bezüger ech t l i chen 
* Landesgese t z  oder a l s  M i t g l i ed der Komm i s s i on der 
* Eur opä i schen Un i on vorgesehen i s t ;  

2 .  b i s  5 .  unverände r t . 

6 .  d i e  Ver s i cherungsve r t r e t e r  i n  den 
Verwa l t ungskörpern der Ver s i cherungsan s t a l t ö f fen t l i ch 

* Bed i en s t e t e r  sow i e  d i e  M i t g l i eder des Be i ra t es gemäß den 
* §§ 1 49 a f f; 

* 7 .  s o l ange s i e  i hren Wohn s i t z i m  I n l and haben , 

a )  und b )  unveränder t .  

8 .  b i s  1 1 .  unveränder t .  

1 2 .  Per sonen , d i e  auf Grund e i ner der i n  Z . 8  b i s  1 1  
ange füh r t en Funk t i onen e i nen RUhe (Ver sorungs)bezug , e i ne 
l au fende Zuwendung oder nach l andesgese t z l i cher Rege l ung 
e i nen außerorden t l i chen Ver sorgungsgenuß bez i ehen , 
s o l ange s i e  i hr en Haupt wohn S i t z i m  In l and haben; * 

1 2 .  Per sonen , d i e  au f Grund e i ner der i n  Z . 8  b i s 1 1  
angefüh r t en Funk t i onen e i nen Ruhe (Ver sorungs ) bezug , e i ne 
l au fende Zuwendung oder nach l andesgese t z l i cher Rege l ung 
e i nen außerorden t l i chen Ver sorgungsgenuß bez i ehen , 
SOl ange s i e  i hren Wohn s i t z i m  In l and h aben; 

1 3 .  b i s 15 unverände r t . 

(2 ) b i s  ( 4 )  unveränder t .  

Ausnahmen von der K rankenve r s i cherung 

§ 2 .  ( 1 ) Von der Krankenver s i cherung s i nd - unbeac h t e t  
der Bes t i mmung d e s  Abs . 2  - ausgenommen: 

1 .  und 2 .  unveränder t .  

3 .  d i e  ze i t ve r p f l i ch t e t en S O l d a t en des Bundesheeres 
im S i nne des § 1 0  des Wehrgese t zes 1978; 

SE I TE 

* 
* 

1 3 .  b i s  1 5  unveränder t .  

(2 ) b i s  ( 4 )  unverände r t . 

Ausnahmen von der Krankenver s i cherung 

§ 2 .  ( 1 ) Von der Krankenver s i cherung s i nd - unbeach t e t  
der Bes t i mmung des Abs. 2 - au sgenommen: 

1 .  und 2 .  unveränder t .  

3 .  Au fgehOben . 
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BKUVG - Ge l t ende F a s s ung 

4 .  d i e  Ver s i cher ungsver t r e t er i n  den 
Verwa l t ungskörper n der Ver s i cherungsan s t a l t ö f fen t l i ch 
Bed i en s t e t er; 

5 .  b i s  8 .  unveränder t .  

(2) unveränder t .  

E i nbez i ehung i m  Verordnung sweg 

§ 4 .  D i e  D i en s t nehmer e i ner gese t z l i chen ber u f l i chen 
Ver t r e t ung , der Präs i deot enkon ferenz der 
Landw i r t scha f t skammern Os t erre i ch s  sow i e  der W i ener 
Bör sek ammer und der Kammer der Bör se für 
l andw i r t schaf t l i che Produk t e  i n  W i en ,  au f d i e  d i e  i n  § 1 
Abs . 1  Z . 2  l i t . a und b genann t en Vorausset zungen 
z u t r e f fen und be i denen n i ch t  e i n  Au snahmegrund nach § 2 
Abs . 1 Z . 2  bzw . § 3 Z . 2  gegeben i s t , s i nd a u f  Ant rag des 
D i en s t geber s durch Verordnung des Bundesm i n i s t er s für 
Arbe i t  und Soz i a l es i n  d i e  Kranken- bzw . 
U n fa l l ver s i cher ung nach d i esem Bundesgeset z 
e i n z ubez i ehen , wenn der E i nbez i ehung n i ch t  öffent l i che 
Rück s i ch t en vom Ges i cht spunk t  der Soz i alver s i cherung 
en t gege n s t ehen. Im F a l l e  der E i nbez i ehung der 
D i en s t nehmer e i ner geset z l i chen beru f l i chen Ver t re t ung , 
ger Präs i dent enkonferenz der Landw i r t sch a f t skammern 
O s t erre i ch s  sow i e  der W i ener Bör sekammer und der Kammer 
der Bör se für l andw i r t scha f t l i che Produk t e  i n  W i en i n  
d i e  Kr ankenver s i cherung s i nd auch d i ejen i gen Per sonen 
ver s i chert , d i e  a u f  Grund e i nes fr üheren 
D i en s t ver hä l t n i sses von d i eser geset z l i chen beru f l i chen 
Ver t r e t ung ( der Prä s i deot enkonferenz der 
Landw i r t scha f t skammern Os t erre i ch s , der W i ener 
Bör sekammer bzw . der Kammer der Bör se für 
l andw i r t scha f t l i che Produk t e  i n  W i en )  
RUhe ( Ver Sorgungs ) be züge erh a l t en , so fer n s i e  i hren 
Haupt wohn s i t z  im I n l and h aben . 

Beg i nn der Ver s i cherung 

§ 5. ( 1 )  und (2) unveränder t .  

( 3) Nach Wegfa l l  e i nes Ausnahmegr undes n ach den § §  2 
und 3 bez i ehungswe 1 se nach dem Ende des Ur l aubes gegen 
E i ns t e l l ung der Bezüge , der das Ruhen der 
Krankenver s i cher ung bew i r k t  ( §  7 ) , beg i nn t  d i e  
Ver s i cherung m i t dem dem Wegf a l l des 
Ausn ahme ( Ruhen s ) gr undes fol genden Tag. 

SE ITE 2 
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4 .  d i e  Ver s i cherungsver t r e t er i n  den 
Verwa l t ungskörpern der Ver s i cherungsan s t a l t öffen t l i ch 

* Bed i en s t e t er sow i e  d i e  M i t g l i eder des Be i r a t e s  gemäß den 
* §§ 1 49 a f f; 

5 .  b i s  8 .  unver änder t .  

( 2) unveränder t .  

E i nbez i ehung i m  Verordnungsweg 

§ 4 .  D i e  D1en s t nehmer e i ner ges e t z l i chen ber u f l i chen 
Ver tret ung , der Prä s i deot enkon ferenz der 
Landw i r t schaft skammern O s t err e i ch s  sow i e  der W i ener 
Bör sekammer und der Kammer der Bör se für 
l andw i r t scha f t l i che Produk t e  i n  W i en ,  auf d i e  d i e  i n  § 1 
Abs . 1 Z . 2  l i t . a und b genan n t en Vorausset zungen 
z u t r e f fen und be i denen n i ch t  e i n  Ausnahmegrund nach § 2 
Abs . 1 Z . 2  bzw . § 3 Z . 2  gegeben i s t ,  s i nd auf An t r ag des 
D i en s t geber s durch Verordnung des Bundesmi n i s t er s  für 
Arbe i t  und Soz i a l es i n  d i e  Kranken- bzw . 
Unfa l l ver s i cherung nach d i esem Bundesgese t z  
e i nzubez i ehen , wenn der E i nbez i ehung n i ch t  ö f fen t l i che 
Rück s i ch t en vom Ges i ch t spunk t der Soz i a l ver s i cherung 
en t gegen s t ehen . Im F al l e  der E i nbe z i ehung der 
D i en s t nehmer e i ner gese t z l i chen ber u f l ichen Ver t ret ung , 
ger Prä s i den t enkon ferenz der Landw i r t schaf t skammern 
O s t erre i ch s  sow i e  der W i ener Bör sekammer und der Kammer 
der Bör se für l andw i r t scha f t l i che Produk t e  i n  W i en i n  
d i e  Krankenver s i cherung s i nd auch d i ejen i gen Per sonen 
ver s i cher t , d i e  auf Grund e i nes früheren 
D i en s t ver hält n i s ses von d i e ser geset z l i chen ber u f l i chen 
Ver t r e t ung ( der PräS i deot enkon ferenz der 
Landw i r t scha f t skammern O s t err e i ch s , der W i ener 
Bör sekammer bzw . der Kammer der Bör se für 
l andw i r t sch a f t l i che Produk t e  i n  W i en )  
Ruhe ( Ver sorgungs ) bezüge er ha l t en ,  sofern s i e  i hren 

* Woh n s i t z  im I n l and haben . 

Beg i nn der Ver s i cher ung 

§ 5 .  ( 1 )  und (2) unveränder t .  

(3) Nach Wegfa l l  eines Ausnahmegrundes nach den § §  2 
und 3 bez i ehungswe i se nach dem Ende des Ur l aubes gegen 

* E i ns t e l l ung der Bezüge , der d i e  Unt erbr echnu ng der 
Kr ankenver s i cherung bew i r k t  ( §  7 ) , 'beg i nn t  d i e  
Ver sicherung m i t dem dem Wegfa l l  des 
Ausnahme ( Ruhen s ) grundes fol genden Tag . 
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BKUVG - Ge l t ende F assung 

Ruhen der Ver sicherung 

§ 7 .  ( 1 )  Die Ver sicherung ruh t während des Ur l aubes 
gegen Ein s t e l l ung der Bezüge ( Karen z u r l aub ) .  

( 2 )  Das Ruhen der Krankenver sicherung t ri t t nic h t  
ein , 

1 .  sofern der U r l aub die Dauer eines Mon a t e s  niCh t 
über sch rei t e t ;  

2 .  während d e r  Dauer d e s  Bezuges von 
Karenzur l aubsge l d  nach den Bes t immungen des 
Bundesgese t zes BGB 1 . Nr . 395/ 1 974 oder g l eichar t igen 
Bes t immungen; 

3 .  wenn der Ver Siche r t e  die Aufrech t erha l t ung der 
Krankenver sicherung inner ha l b  von sech s Wochen ab dem 
Zeit punk t bean t r ag t , ab dem son s t  das Ruhen ein t r e t en 
würde . 

Auskun f t sp f l ich t der Ver sicher t en 
und der Leis t ungSemp fänger 

§ 1 7 .  Die Ver sicher t en sowie die Leis t ungSempfänger 
sind verp f l ich t e t , der Ver sicherungsan s t a l t  über a l l e  
für das Ver sicherungSverhä l t nis maßgebenden Ums t ände 
l ängs t en s  binnen zwei Wochen wahr heit sgemäß Auskun f t  zu 
er t ei l en und auf Ver l angen der Ver sicherungsan s t a l t die 
Rich t igkeit der Auskun f t  nachzuweisen . 

Bei t r agsgr und l age 

§ 1 9 .  ( 1 )  Gr und l age für die Bemes sung der a l l gemeinen 
Bei t r äge is t 

1 .  für die in § 1 Abs . 1 Z . 1 bis 5 und 1 4  l it . a  
genann t en Ver siche r t en 

a )  unverände r t . 

b )  die Hausha l t s zu l age, 

c )  bis e )  unverände r t . 

2 .  bis 4 .  unveränder t .  

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

SE I TE 3 
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* U n t erbrechnung der Ver sicherung 

* § 7 .  ( 1 )  Die Ver sicherung wird für die Zeit eines 
* U r l aubes gegen Eins t e l l ung der Bezüge ( Karenzur l aub ) 
* u n t e rb rochen . 

* ( 2 )  Die Un t er br echung der Kr ankenver sicherung t ri t t 
* nich t ein , 

1 .  sofern der U r l aub die Dauer eines Mona tes nic h t  
übe r schrei t e t ;  

2 .  während d e r  Dauer d e s  Bezuges von 
Karen zur l aubsge l d  nach den Bes t immungen des 

* Bundesgeset zes BGB 1 . Nr . 395/ 1 974 oder g l eichar t igen 
Bes t immungen; 

3 .  wenn der Ver sicher t e  die Au frech t e r ha l t ung der 
Kr ankenver sicherung innerha l b  von sech s Wochen ab dem 

* Zei t punk t  bean t r ag t , ab dem son s t  die Un t er brechung 
* ein t r e t en würde . 

Auskun f t sp f l ic h t  der Ver siche r t en 
* und der Leis t ung s ( Lei s t ungs ) emp fänger 

* § 1 7 .  Die Ver sicher t en sowie die 
* Zah l ungs ( Leis t ungs ) emp fänger sind verp f l ich t e t , der 
* Ver sicherungsan s t a l t über a l l e  für das 
* Ver sicherung S verhä l t nis und für die P r ü fung bzw . 
* Durchset zung von Ansprüchen nach den § §  1 2 5 f f  
* maßgebenden Ums t ände l ängs t en s  binnen 1 4  Tagen 
* wahrheit sgemäß Auskun f t  zu e r t ei l en . 

* 

Bei t r agsgrUnd l age 

§ 1 9 .  ( 1 )  Gr und l age für die Bemes sung der a l l gemeinen 
Bei t räge is t 

1 .  für die in § 1 Abs . 1 Z . 1 bis 5 und 1 4  l it . a  
genann t en Ver Siche r t en 

a )  unverände r t . 

b )  die Hausha l t s zu l age sowie die Kinde r z u l age, 

c )  bis e )  unveränder t .  

2 .  bis 4 .  unveränder t .  

( 2 )  und (3 ) unverände r t . 
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BKUVG - Ge l tende Fass ung 

( 4 )  Grund l age für d i e  Bemessung der Be i träge b i l det 
i n  den Fä l l en des § 7 Abs . 2  Z . 1 und 3 d i e  l etzte 
unmi tte l bar vor der Beu r l aubung bestandene 
Beitr agsgrund l age i m  S i nne des Abs . 1 , i n  den Fä l l en des 
§ 7 Abs . 2  Z . 2  der doppe l te Betr ag des monat l i chen 
Karenzur l aubSge l des . 

( 5 )  D i e  Be i tr agsgrund l age dar f d i e  
M i ndestbe i tr agSgr und l age n i cht unte r - und d i e  
Höchstbe i tr agSgrund l age n i cht überschre i ten . A l s  
monat l i che Höch stbe i tr agsgr und l age g i l t  das 30fache des 
nach § 1 08 Abs . 3 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i CherUngSgesetzes festgesetzten Betr ages . A l s 
monat l i che M i ndestbe i tr agsgrund l age ge l ten 1 5  vH der 
Höchstbe i tr agSgr und l age . D i e  s i ch h i enach ergebenden 
Beträge s i nd durch Verordnung des Bundesm i n i ster s  für 
Arbe i t  und Soz i a l es festzuste l l en .  

( 6 )  Ist e i n  Ver s i Cherter i n  der Kr ankenver s i cherung 
nach d i esem Bundesgesetz mehr fach ver s i chert, so i st für 
d i e  Bemes sung der a l l geme i nen Be i tr äge j ede der j ewe i l s  
n ach den Abs . 1  b i s  4 i n  Fr age kommenden 
Be i tragsgr und l agen gesondert und b i s  zur 
Höch stbe i tr agSgr und l age zu berück s i cht i gen . 

BKUVG - Vorgesch l agene Fassung 

( 4 )  Gr und l age für d i e  Bemes sung der Be i träge b i l det 
* i n  den Fä l l en des § 7 Abs . 2 Z 1 und 3 d i e  l etzte 

unmi tte l bar vor der Beu r l aubung bestandene 
* Be i tragSgrund l age, wobe i s i ch d i ese j ewe i l s  um den a u f  
* e i ne Dez i ma l ste l l e  gerundeten Hundertsatz erhöht, u m  den 
* s i ch be i Bundesbeamten des D i enststandes das Geha l t  der 
* Geha l ts stu fe 2 der D i en stk l asse V nach dem 
* Geh a l tsgesetz 1 956 e i nsch l i eß l i ch e i ner a l l fä l l i gen 
* Teuerungszu l age änder t .  In Fä l l en des § 7 Abs . 2 Z 2 
* b i l det der doppe l te Betr ag des monat l i chen 
* Karenzur l aubsge l des d i e  G r und l age für d i e  Beme s sung der 
* Be i tr äge . 

* ( 5 )  Gr und l age für d i e  Bemessung der Be i träge be i 
* KÜr zung , te i l we i sem oder gänz l i chem Entfa l l  der Bezüge 
* sow i e  te i l we i sem oder gän z l i chem Ver z i cht auf d i e  Bezüge 
* b i l det d i e  l etzte vor der Her absetzung der Bezüge 
* bestandene Be i tragsgrund l age i m  S i nne des Abs . 1 .  
* 
* 
* 
* 
* 

* ( 6 )  D i e  Be i tr agsgr und l age dar f d i e  
* Höch stbe i tr agSgrund l age n i cht über schre i ten . A l s  
* monat l i che Höch stbe i tr agsgrund l age g i l t  das 30fache des 
* nach § 1 08 Abs . 3 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i CherUngSgesetzes festgesetzten Betr ages . Der 
* s i ch h i enach ergebende Betr ag i st durch Verordnung deS 
* Bundesmi n i ste r s  für Arbe i t  und Soz i a l es festzu ste l l en .  

* ( 7 )  Ist e i n  Ver s i cherter i n  der Kr ankenver s i cherung 
* nach d i esem Bundesgesetz mehr fach ver s i chert , so i st für 
* d i e  Bemes sung der a l l geme i nen Be i träge j ede der j ewe i l s  
* nach den Abs . 1  b i s  5 i n  Fr age kommenden 
* Be i tr agsgr und l agen gesondert und b i s  zur 
* Höch stbe i tr agsgr und l age z u  berück s i cht i gen . 

Sonderbe i träge Sonderbe i träge 

§ 2 1 . ( 1 )  Von den Sonder zah l ungen, das s i nd Zah l ungen, 
d i e  i n  größeren Ze i träumen a l s  K a l endermonaten gewährt 
werden, w i e  z um Be i sp i e l  e i n  1 3 .  oder 1 4 . Monatsbezug, 
We i hnachts- oder U r l aubsge l d, Gew i nnante i l e  oder 
B i l an zge l d, s i nd unbeschadet der Best i mmung des § 1 9  
Abs.3 Be i tr äge m i t  dem g l e i chen Hundertsatz w i e  für d i e  
a l l geme i nen Be i träge ( §  20 ) z u  l e i sten . H i ebe i s i nd d i e  
i n  e i nem K a l ender j ah r  fä l l i g werdenden Sonder zah l ungen 
b i s  zum doppe l ten Betr ag der für Jänner d i eses Jahres 

§ 2 1 . ( 1 )  Von den Sonder zah l ungen, das s i nd Zah l ungen, 
d i e  i n  größeren Ze i träumen a l s  K a l endermonaten gewährt 
wer den, w i e  zum Be i sp i e l  e i n  13 . oder 1 4 . Monatsbezug, 
We i hnachts- oder U r l aubsge l d, Gew i nn ante i l e  oder 
B i l an zge l d, s i nd unbeschadet der Best i mmung des § 1 9  
Abs . 3  Be i träge m i t  dem g l e i chen Hundertsatz w i e  für d i e  
a l l geme i nen Be i träge ( §  20 ) z u  l e i sten . H i ebe i s i nd d i e  
i n  e i nem K a l ender j ah r  fä l l i g werdenden Sonde r zah l ungen 
b i s  zum doppe l ten Betrag der für Jänner d i eses Jahres 
ge l tenden Höchstbe i tr agsgrund l age ( §  19 Abs.5 ) zu 

SEITE 4 

* ge l tenden Höchstbe i tr agSgr und l age ( §  1 9  Abs . 6 )  z u  
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BKUVG - Ge l t ende Fassung 

berück sich tigen . § 1 9  Abs . 6  gi l t ent sprechend . 

( 2 )  unverände r t . 

Au f teil ung der Bei t r ags l as t  

§ 22 . ( 1 )  bis ( 3 )  unverände r t .  

( 4 )  Erreichen die f ü r  die Ermit t l ung der 
Bei t r a�sgrUnd l age heranzuziehenden Bezüge ( §  1 9 )  im 
Monat nich t den Be t r ag der Mindes t beit r agsgrUnd l age , so 
hat der Diens t geber den Bei t r ag, der au f den 
U n t er schiedsbe t rag zwischen den Bezügen des Ver sicher t en 
und der Mindes tbei t r agsgrund l age en t fä l l t , zur  Gänze 
a l l ein zu t r agen . 

( 5 )  unveränder t .  

Beit r agspf l icht  währ end des 
Präsenzdien s t e s  

§ 22a . ( 1 )  F ü r  die Dauer d e s  a u f  Grund der 
Bes t immungen des Weh r gese t zes 1 978 z u  l ei s t enden 
orden t l ichen oder außerorden t l ichen Präsenzdiens t es ruht  
die Bei t r ag sp f l ich t des Ver sicher t en und seines 
Diens t geber s .  

( 2 )  unverände r t . 

Beit räge 

§ 26a . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Einen Bei t r ag in der Höhe von 1 75 S j äh r l ich 
haben zu en t rich t en: 

1 .  für j eden nach § 1 Abs . 1  Z . 6  ver sicher t en 
Ver sicherungsver t r e t er die Ver sicherungsan s t a l t ; 

2 .  bis 5 .  unverände r t . 

Die ange füh r t en S t e l l en haben den Bei t r ag zur Gänze zu 
t r agen . 

( 3 )  An die S t e l l e  des in Abs . 2 genan n t en Bet r ages 
t rit t ab 1 .  Jänner eines j eden Jahr e s  j ener Bet rag ,  der 
sich durch die Er höhung um den j ewei l igen a u f  eine 
Dezima l s t e l l e  ger undet en Hunder t sa t z  ergib t , um den sich 
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* ber ücksich t igen . § 1 9  Abs . 7  gi l t  en t sprechend . 

( 2 )  unverände r t . 

Au f t ei l ung der Bei t r ags l as t  

§ 22 . ( 1 )  bis ( 3 )  unverände r t . 

* ( 4 )  Bei Kür zung oder t ei l weisem oder gän z l iChem 
* En t fa l l der Bezüge hat  der Die n s t geber den Beit r ag , der 
* au f den U n t e r schiedsbet r ag zwischen dem Bezug des 
* Ver sicher t en und der l e t z t en unmi t t e l bar vor der 
* Herabset zung der Bezüge bes t andenen Bei t r agsgrUnd l age 
* ( §  1 9  Abs . 5 )  en t fä l l t ,  z u r  Gänze a l l ein zu t ragen . Dies 
* gi l t  auch bei t ei l weisem oder gän z l iChem Ver zicht  a u f  
* die Bezüge . 

( 5 )  unveränder t .  

Bei t r agsp f l icht  während des 
P räsenzdien s t es 

§ 22a . ( 1 )  Für die Dauer des au f Grund der 
* Bes t immungen des Wehrgeset zes 1 990 zu l eis t enden 

orden t l ichen oder außerorden t l ichen P räsenzdiens t es r u h t  
die Bei t r agspf l ich t d e s  Ver sicher t en u n d  seines 
Die n s t gebe r s . 

( 2 )  unveränder t .  

Bei t r äge 

§ 26a . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  Einen Beit r ag in der Höhe von 1 7 5 S j äh r l iCh 
haben zu e n t rich t en: 

1 .  für j eden nach § 1 Abs . 1 Z . 6  ver siche r t en 
* Ver sicherungsve r t r e t e r  bzw . j edes nach dieser Bes t immung 
* ver sicher t e  Beit r agsmit g l ied die Ver sicherungsan s t a l t ;  

2 .  bis 5 .  unveränder t .  

Die angeführ t en S t e l l en haben den Bei t r ag zur Gänze z u  
t ragen . 

(3 ) An die S t e l l e  des in Abs . 2 genann t en Bet r ages 
t ri t t ab 1 .  Jänner eines j eden Jahres j ener Bet rag , der 
sich durch die Erhöhung um den j ewei l igen au f eine 
Dezima l s t e l l e  gerunde t en Hunde r t s a t z  ergib t ,  um den sich 
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BKUVG - Ge l t ende Fassung 

zu d i esem Ze i t punk t das Geha l t  der Geha l t ss t u fe 2 der 
D i enst k l asse V nach dem Geha l t sgese t z 1 956 
e i nsch l i eß l i ch e i ner a l l fä l l i gen Teuerungszu l age 
gegenüber dem verg l e i chbaren Geha l t am 1 .  Jänner des 
vor angegangenen Jahres änder t  oder geänder t h a t . Tr i t t  
e i ne Anderung des genan n t en Geha l t es am 1 .  Jänner des i n  
Bet racht kommenden Jahres n i ch t  e i n, so g i l t  der zu l e t z t  
fes t gest e l l t e Be t r ag a l s  Be i t r ag .  § 1 9  Abs . 5 l et z t e r  
S a t z u n d  § 22 Abs . 5 erster S a t z ge l t en en t spr echend . 

Be i t r agsp f l i ch t  währ end des 
P r äsenzd i ens t es 

§ 26c . Für d i e  Dauer des au f, Grund der Best i mmungen 
des Wehrgese t zes 1 978 zu l e i s t enden orden t l i chen oder 
außerorden t l i chen Präsenzd i enst es r u h t  d i e  
Be i t r agsp f l i ch t  des D i enst gebers i n  der 
U n fa l l vers i cherung . 

Ver fa l l von Le i st ungsansprüchen 
i n fo l ge Ze i t ab l au fes 

§ 43 . ( 1 ) und ( 2 )  unverände r t . 

( 3 )  Der Anspruch auf bere i t s fä l l i g gewordene Ra t en 
iuerkann t er Ren t en ver fä l l t  nach Ab l au f  e i nes Jahres 
se i t  der Fä l l i gke i t .  

Bezugsberech t i gung i m  Fa l l e des Todes 
des Anspr uchsberech t i g t en 

§ 50 . ( 1 )  Ist i m  Ze i t punk t des Todes des 
Anspr uchsberech t i gt en e i ne f ä l l i ge Ge l d l e i s t ung 
( Erst a t t ung von Kos t en an S t e l l e  von S ach l e i s t ungen ) 
noch n i ch t  ausgezah l t , so s i nd, sofern i n  d i esem 
Bundesgese t z  n i c h t s  ander es best i mmt w i rd, nache i nander 
der Ehega t t e ,  d i e  l e i b l i chen K i nder , d i e  Wah l k i nder , d i e  
S t i e fk i nder, der Vat er, d i e  Mut t er, d i e  Geschw i st er 
bezugsberech t i g t ,  a l l e  d i ese Personen j edoch nur , wenn 
s i e  m i t dem Anspr uchsberech t i gt en zur Ze i t  se i nes Todes 
i n  häus l i cher Geme i nschaft ge l ebt  haben . S t eh t  der 
Anspruch mehreren K i nder n  oder Geschw i s t er n  des 
Verstorbenen zu, so s i nd s i e  zu g l e i chen Te i l en 
anspruchsberech t i g t . 
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BKUVG - Vorgesch l agene Fassung 

zu d i esem Ze i t punk t das Geha l t  der Geha l t sst u fe 2 der 
D i enst k l asse V n ach dem Geha l t sgese t z 1 95 6  
e i nsch l i e ß l i ch e i ner a l l fä l l i gen Teuer ungszu l age 
gegenüber dem verg l e i chbaren Geha l t  am 1 .  Jänner des 
vorangegangenen Jahres änder t oder geänder t  h a t . Tr i t t  
e i ne Anderung des genan n t en Geh a l t es am 1. Jänner des i n  
Bet rach t kommenden Jahr es n i ch t  e i n, so g i l t  der zu l e t z t  

* fest gest e l l t e Be t r ag a l s  Be i t r ag .  § 1 9  Abs . 6 l e t z t er 
S a t z und § 22 Abs . 5 erst er S a t z ge l t en en t sprechend . 

Be i t r agspf l i ch t  während des 
P räsenzd i enst es 

§ 26c . Für d i e  Dauer des au f Grund der Bes t i mmungen 
* des Wehrgese t zes 1 990 zu le i st enden orden t l i chen oder 

außerorden t l i chen Präsenzd i enst es r u h t  d i e  
Be i t r agspf l i ch t des D i enst gebers i n  der 
U n fa l l vers i cherung . 

Ver fa l l von Le i st ungsanspr üchen 
i nfo l ge Ze i t ab l au fes 

§ 43 . ( 1 )  und ( 2 )  unverände r t . 

( 3 )  Der Anspr uch au f bere i t s fä l l i g gewor dene Rat en 
zuerkann t er Ren t en ver fä l l t  nach Ab l au f  e i nes Jahr es 

* se i t  der Fä l l i gke i t .  D i ese Fr i st w i rd gehemmt , so l ange 
* dem Anspr uchsberech t i gt en d i e  Inanspr uchnahme der 
* Le i st ungen durch e i n  unabwendbares H i nder n i s  n i ch t  
* mög l i ch i st . 

Bezugsberech t i gung i m  Fa l l e  des Todes 
des Anspr uchsberecht i gt en 

§ 50 . ( 1 ) Ist i m  ze i t punk t des Todes des 
Anspr uchsberech t i g t en e i ne fä l l i ge Ge l d l e i st ung 
( Erst a t t ung von Kos t en an S t e l l e  von Sach l e i st ungen ) 
noch n i c h t  ausgezah l t ,  so s i nd, sofern i n  d i esem 
Bundesgeset z  n i ch t s  anderes best i mmt w i rd, nache i nander 
der Ehega t t e, die l e i b l i chen K i nder, d i e  Wah l k i nder , d i e  

* S t i efk i nder, d i e  E l t er n, d i e  Geschw i st er 
bezugsberech t i g t ,  a l l e  d i ese Personen j edoch nur , wenn 
s i e  m i t dem Anspr uchsberech t i g t en zur Ze i t  se i nes Todes 
i n  häus l i cher Geme i nsch a f t  ge l eb t  h aben . S t eh t  der 

* Anspr uch mehreren K i nder n, den E l t er n  oder mehreren 
* Geschw i s t er n  des Verst or benen zu, so s i nd s i e  zu 
* g l e i chen Te i l en bezugsberech t i gt . Let z t l i ch s i nd d i e  
* Ver l assenscha f t  nach dem Ver s i che r t en bzw . dessen Erben 
* bezugsberech t i g t . 
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BKUVG - Ge l t ende Fassung 

( 2 )  unverände r t . 

Anspruchsber ech t i gung währ end der Ver s i cherung 
und nach dem Aussche i den aus der Vers i cherung 

§ 55 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Für d i e  Dauer des au f Grund der Best i mmungen des 
Wehrgese t zes 1 978 zu l e i st enden orden t l i chen oder 
außerorden t l i chen P räsenzd i ens t es r u h t  der Anspruch des 
Wehr p f l i ch t i gen a u f  Le i st ungen der Kr ankenvers i cher ung 
für se i ne Person . 

Anspruchsberech t i gung der Angehör i gen 

§ 56 . ( 1 )  b i s  ( 8 )  unveränder t .  

( 9 )  E i ne i m  Abs . 2 Z 1 und Abs . 6 b i s  8 genann t e  
Person g i l t  n u r  a l s  Angehör i ger , sowe i t  es s i ch n i ch t  um 
e i ne Person hande l t , d i e  

a )  und b )  unveränder t .  

c )  zu den i n  § 4 Abs . 2 Z 6 des Gewer b l i chen 
Soz i a l ve r s i cher ungsgeset zes genan n t en Personen 
gehör t .  

BKUVG - Vorgesch l agene Fassung 

(2 ) unveränder t .  

Anspr uchsberech t i gung während der Vers i cher ung 
und nach dem Aussche i den aus der Ver s i cherung 

§ 5 5 . ( 1 )  und ( 2 )  unverände r t . 

( 3 )  Für d i e  Dauer des a u f  Grund der Best i mmungen des 
* Weh r gese t zes 1 990 zu l e i st enden orden t l i chen oder 

außerorden t l i chen Präsenzd i enst es ruht  der Anspr uch des 
Wehr p f l i c h t i gen a u f  Le i s t ungen der Krankenvers i cherung 
für se i ne Person . 

* 

Anspr uchsbe r ech t i gung der Angehör i gen 

§ 56 . ( 1 )  b i s  ( 8 )  unveränder t .  

( 9 )  E i ne i m  Abs. 2 Z 1 und Abs . 6 b i s  8 genann t e  
Person g i l t  nur a l s  Angehör i ger , sowe i t  es s i ch n i ch t  um 
e i ne Person hande l t , d i e  

a )  und b )  unveränder t .  

c )  zu den i n  § 4 Abs . 2 Z 6 des Gewerb l i chen 
Soz i a l vers i cherungsgese t zes genann t en Personen 
gehör t ,  oder 

* d )  der Ver s i cherungsp f l i ch t  gemäß § 3 des 
* Not ar ve r s i cherungsgese t zes 1 972 u n t e r l i egt  oder 
* e i ne Pens i on nach dem 
* Not ar vers i cherungsgese t z  1 972 bez i eh t . 

( 1 0 )  unveränder t .  ( 1 0 )  unveränder t .  

SEITE 7 

* ( 1 1 )  A l s  P f l egek i nder gemäß Abs . 2 Z 6 ge l t en auch 
* M i nderj äh r i ge ,  d i e  von e i nem ( e i ne r ) Ver s i cher t en 
* gep f l eg t  und er zogen werden , wenn s i e  mi t dem ( der ) 
* Vers i cher t en 

* 1 .  b i s  zum d r i t t en Grad verwand t oder ver SChwäge r t  
* s i nd und 

* 2 .  s t änd i g  i n  Hausgeme i nscha f t  l eben . 
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BKUVG - Ge l tende Fassung 

Erstattung der Kosten der 
Kr ankenbehand l ung 

§ 59 . ( 1 )  und ( 2 )  unverändert . 

( 3 )  Stehen e i gene E i nr i chtungen 
( Vertr agse i nr i chtungen ) der Ver s i cher ungsansta l t  n i cht 
zu Ver fügung, kann d i e  nächstge l egene gee i gnete 
E i nr i chtung i n  Anspruch genommen werden . Das g l e i che 
g i l t  be i i m  I n l and e i ngetr etenen U n fä l l en, p l ötz l i chen 
Erkr ankungen und ähn l i chen Ere i gn i ssen . D i e  
Vers i cherungsansta l t  hat i n  so l chen Fä l l en für d i e dem 
Versi cherten tatsäCh l i ch erwachsenen Kosten ( Ar ztkosten, 
He i l mi tte l kosten, Kosten der Ansta l tspf l ege und 
Re i se- ( Fahrt- ) und Transportkosten ) den i n  der S atzung 
festgesetzten Ersatz zu l e i sten . Be i der Festsetzung des 
Ersatzes i st a u f  d i e  f i nanz i e l l e  L e i stungsfäh i gke i t  der 
Versi cher ungsansta l t  Bedacht zu nehmen . Abs . 1 l etzter 
S atz g i l t  entsprechend . Für d i e  we i tere Behand l ung i st, 
sofern der Ver s i Cherte n i cht e i ne anderwe i t i ge 
Krankenbehand l ung 1 m  S i nne des Abs. 1 i n  Anspruch n i mmt, 
so ba l d  w i e  mög l i ch e i n  Vertr agspartner oder e i ne e i gene 
E i nr i chtung ( Vertr agse i nr i chtung ) der 
Ver s i Cher ungsansta l t  heran z u z i ehen, wenn der Zustand des 
Erkr ankten ( Ver l etzten ) d i es ohne Gefahr e i ner 
Versch l i mmer ung zu l äßt . 

BKUVG - Vorgesch l agene Fassung 

Erstattung der Kosten der 
Kr ankenbehand l ung 

§ 59 . ( 1 )  und ( 2 )  unverändert . 

( 3 )  Stehen e i gene E i nr i chtungen 
( Vertragse i n r i chtungen ) der Ver s i Cherungsansta l t  n i cht 
zu Ver fügung, kann d i e  nächstge l egene gee i gnete 
E i nr i chtung i n  Anspruch genommen werden . Das g l e i che 
g i l t  be i i m  I n l and e i ngetr etenen U n fä l l en, p l ötz l i chen 
Erkr ankungen und ähn l i chen E r e i gn i ssen . D i e  
Ver s i Cherungsansta l t  hat i n  so l chen Fä l l en für d i e  dem 
Ver s i Cherten tatsäCh l i ch erwachsenen Kosten ( Ar ztkosten, 

* He i l m i tte l kosten, Kosten der Ansta l tsp f l ege ) den i n  der 
* S atzung festgesetzten Ersatz zu l e i sten ; darüber h i naus 
* können nach Maßgabe der S atzung auch d i e  notwend i gen 
* Re i se- ( Fahrt- ) und Tr ansportkosten übernommen werden . 
* Be i der Festsetzung des Ersatzes i st au f d i e  f i nanz i e l l e  
* L e i stungsfäh i gke i t  der Ver s i cher u ngsansta l t  Bedacht z u  
* nehmen . Abs. 1 l etz ter S atz g i lt entsprechend . F ü r  d i e  
* we i te r e  Behand l ung i st, sofe r n  der Ver s i Cherte n i cht 
* e i ne anderwe i t i ge K r ankenbehand l ung i m  S i nne des Abs . 1 
* i n  Anspr uch n i mmt, so ba l d  w i e  mög l i ch e i n  
* Vertr agspartner oder e i ne e i gene E i nr i chtung 
* ( Vertr agse i nr i chtung ) der Ver s i ther ungsansta l t  
* heran zu z i ehen, wenn der Zustand des Erkr ankten 
* ( Ver l etzten ) d i es ohne Gefahr e i ner Versch l i mmer ung 
* zu l äßt . 

* ( 4 )  Für L e i stungen e i nes appr Ob i erten Ar ztes ( §  3 c 
* des Är ztegesetzes 1 984 ) bes t eht nur dann Anspruch au f 
* Kostenerstattung, wenn der A r z t  gemäß Art i ke l  36 Abs . 2 
* der R i chtl i n i e  93/ 1 6/ EWG d as Recht erworben hat, den 
* ä r zt l i chen Beru f  a l s  pr akt i scher Ar zt im Rahmen e i nes 
* Soz i a l ver s i cherungssystems auszuüben . 

Maßnahmen zur Fest i gung der Gesundhe i t  Maßnahmen zur Fest i gung der Gesundhe i t  

§ 70 a .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unverändert . 

( 4 )  D i e  Maßnahmen zur Fest i gung der Gesundhe i t  können 
auch durch Gewähr ung von Zuschüssen für Landau fenth a l t  
und Au fentha l t  i n  Kurorten bzw . Kuransta l ten erbr acht 
werden . 

§ 83 . ( 1 )  A l s  P f l i cht l e i stung s i nd Re i se ( Fahr t ) kosten, 
d i e  zur I nanspruchnahme der .nächstge l egenen gee i gneten 
Behand l ungsste l l e durch den Ver s i cherten oder e i ne� 
Angehör i gen ( §  5 6 ) notwend i g  s i nd und s i ch n i cht aus der 

S E I TE 8 

§ 70 a .  ( 1 )  b i s  ( 3 )  unverändert . 

( 4 )  D i e  Maßnahmen zur Fest i gung der Gesundhe i t  können 
* auch nach Maßgabe der vom Hauptverband h i ezu er l assenen 
* R i cht l i n i en ( §  3 1  Abs . 5 Z 2 8  des A l l geme i nen 
* S oz i a l vers i cherungsgesetzes ) durch Gewähr ung von 
* Zuschüssen für Landau fenth a l t  und Au fentha l t  i n  Kuror ten 
* bzw . Kur ansta l ten erbr acht werden . 

* § 83 . ( 1 )  D i e  Re i se ( Fah r t ) kosten, d i e  
* 
* 
* 
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BKUVG - Ge l tende F a s sung BKUVG - Vorgesch l agene F a s sung 

Benützung öf fent l i cher Ver k eh r sm i tte l i nnerha l b  des * 
Stadtgeb i etes ( Straßenbahn . Autobus )  ergeben . zu * 
er setzen . wenn d i e  Entfer nung mehr a l s  5 km beträgt . Das * 
Au smaß des Kostener satzes bzw . e i nes a l l fä l l i gen * 
Kostenante i l es des Ver s i cherten i st i n  der S atzung unter * 
Bedachtnahme auf d i e  ört l i chen Verhä l tn i s se und auf den * 
dem Ver s i cherten für s i ch bzw . se i nen Angehör i gen be i * 
Benutzung des b i l l i gsten ö f fent l i chen Verkehr smi tte l s  * 
erwach senden Re i sekostenau fwand festzusetzen; d i es g i l t  * 
auch be i Benützung e i nes P r i vat fahr zeuges . D i e  S atzung * 
kann überd i es best i mmen . daß nach d i esen Grundsätzen * 
festgeste l l te Re i se ( Fahrt ) kosten be i K i ndern und * 
gebrech l i chen Per sonen auch für e i ne Beg l e i tper son * 
gewähr t  werden . D i e  tatsäch l i che I nanspr uchnahme der * 
Behand l ungsste l l e  i st i n  j edem F a l l n achzuwe i sen . * 

* 1 .  zur  Inanspr uchnahme der nächstge l egenen 
* gee i gneten Behand l ungsste l l e  durch den Ver s i cherten oder 
* e i nen Angehör i gen ( §  56 ) oder 

( 2 )  Be i Notwend igke i t  des Tran sportes gehun fäh i g  
e r k r ankter Ver s i cherter und Angehör i ger ( §  56 ) zu 
besonderen Unter suchungen und Behand l ungen s i nd über 
ä r zt l i chen Antr ag von der Ver s i cherungsansta l t  d i e  
BeförderungSkosten zur nächstge l egenen gee i gneten 
Behand l ungsste l l e  a l s  P f l i cht l e i stung unter Bedachtnahme 
a u f  Abs . 1  zu über nehmen . 

( 3 )  b i s  (5 ) unverändert . 

U n fa l l he i l behand l ung 

§ 96 . ( 1 )  unverändert . 

( 2 )  D i e  U n fa l l he i l behand l ung umfaßt i nsbesondere : 

1 .  ä r z t l i che H i l fe .  

2 .  He i 1 m i t  te l • 

3 .  He i 1 be he l fe • 

4 .  P f l ege i n  Kranken- . Kur- und son s t i gen Ansta l ten . 

S E I TE 9 

* 2 .  zur körpergerechten Anpassung von He i l behe l fen 
* und H i l fsmi tte l n  

* notwend i g  s i nd und s i ch n i cht aus der Benützung 
* ö f fent l i cher Verkeh r sm i tte l i nnerha l b  des Stadtgeb i etes 
* ( Straßenbahn . Autobus )  ergeben . können nach Maßgabe der 
* Best i mmungen der S atzung e r s etzt werden . wenn d i e  
* Entfernung meh r  a l s  5 km beträgt . 

(2 ) Be i Notwend i gke i t  des Transportes gehunfäh i g  
e r k r ankter Ver s i cherter und Angehör i ger ( §  56 ) zu 

* besonderen Unter suchungen und Behand l ungen können über 
ä r zt l i chen Antrag von der Ver s i cherungsan sta l t  d i e  
Be förderungSkosten zur näch stge l egenen gee i gneten 

* Behand l ungsste l l e  unter Bedachtnahme a u f  Abs . 1 nach 
* Maßgabe der Best i mmungen der S atzung übernommen werden . 

( 3 )  b i s (5 ) unverändert .  

U n fa l l he i l behand l ung 

§ 96 . ( 1 )  unverändert .  

( 2 )  D i e  U n fa l l he i l behand l ung umfaßt i n sbesondere : 

1 .  ä r zt l i che H i l fe .  

2 .  He i l m i t  te l .  

3 .  He i l behe l fe .  

4 .  P f l ege i n  K r anken- . Kur- und son st i gen Ansta l ten . 
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BKUVG - Ge l t ende F a s sung BKUVG - Vorgesch l agene F a s s ung 

( 3 )  D i e  Unf a l l he i l behand l ung i s t i n  ent spr echender 
Anwendung der §§ 58 b i s  60 , 63 , 64 , 6 5  Abs. 1 ,  8 und 9 ,  
66 , 67 r 82 und 83 i n  e i ner Ar t und e i nem Au smaß zu 
gewähren , daß der Zweck der He i l behand l ung ( Abs. 1 )  
t un l i ch s t  e r r e i ch t  w i r d .  E i n  Behand l ungsbe i t r ag , e i ne 
Rezept gebühr bzw . e i n  Kos t enan t e i l für Re i se ( F ahr t ) - und 
T r an spor t kos t en dar f n i ch t  e i ngehoben werden . 

( 4 )  unver änder t .  

E n t schäd i gung aus mehreren Ver s i cherungsfä l l en 

§ 108. ( 1 ) b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Dem für d i e  E r b r i ngung der Gesamt l e i s t ung nach 
Abs . 3  zus t änd i gen Ver s i cherungs t räger s t eh t  h i n s i ch t l i ch 
des T e i l e s der Gesamt le i s t ung , der der M i nderung der 
E rwerbs fäh i gke i t aus f rüheren Ver s i cherungs fä l l en 
ent spr i ch t , AnspruCh auf E r s a t z  gegenüber dem 
Ver s i cherungs t r äger zu , der zur E n t schä d i gung des 
vor angegangenen Ver s i cherungs fa l l es z u s t änd i �  war . Für 
d i e  HÖhe des E r sa t zanspruche s g i l t  § 184 Abs . 5  des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsge se t zes en t sprechend . 
Der E r s at zanspruch i s t be i son s t i gem Ver l u s t  b i nnen 
sechs Jahren von dem Tag an , an dem d i e  F e s t s t e l l ung der 
Gesamt l e i s t ung i n  Rech t sk r a f t  erwachsen, i s t , ge l t end zu 
machen . 

( 5 )  unveränder t .  

W i t wen ( W i t wer ) r en t e  

§ 1 12 . ( 1 ) b i s  ( 5 )  unveränder t .  

( 6 )  Au f d i e  W i t wen ( W i t wer ) r en t e , d i e  w i eder au fge l eb t  
i s t , s i nd l au fende Unterha l t s l e i s t ungen u n d  d i e  i n  § 2 
des E i nkommens t euergese t ze s  1988 , BGB 1 . Nr . 400 , 
ange füh r t en E i nk ün f t e  anzu r echnen , d i e  der W i t we ( dem 
W i twer ) aufgrund der aufge l ös t en oder für n i ch t i g  
er k l är t en Ehe zu f l i eßen , sowe i t  s i e  e i nen 
w i ederau fge l eb t en Ver sorgungsbezug über s t e i gen ( §  2 1  
Abs . 6 des Pen s i onsgese t ze s  1965 ) .  H i ns i ch t l i ch der 
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* I n  den F ä l l en der Z 1 b i s 4 sow i e  i m  Zu sammenhang m i t 
* der körpergerec h t en Anpassung von Körperer sat z s t ücken , 
* or t hopäd i schen Behe l fen und anderen H i l f sm i t t e l n  können 
* Re i se- ( F ah r t - )  und T r an spor t kos t en nach Maßgabe der 
* Bes t i mmungen der S a t zung u n t er Bedach t nahme auf d i e  
* w i r t scha f t l i chen Verhä l t n i s se des Ver s i che r t en 
* übe r nommen werden . 

( 3 )  D i e  Un fa1 l he i l behand l ung i s t i n  ent sprechender 
Anwendung der §§ 5 8  b i s  60 , 63 , 64 , 65 Abs . 1 ,  8 und 9 ,  
66 , 67 , 82 und 83 i n  e i ner Ar t und e i nem Ausmaß zu 
gewähren , daß der Zweck der He i l behand l ung ( Abs . 1 )  

* t u n l i Ch s t  er r e i ch t  w i rd. E i n  Behand l ungsbe i t r ag bzw . 
* e i ne Rezept gebühr dar f n i ch t  e i ngehoben werden. 
* 

( 4 )  unveränder t . 

E n t schäd i gung aus meh r eren Ver s i che r ungsfä l l en 

§ 108 . ( 1 ) b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Dem für d i e  E r b r 1 ngung der Gesamt l e i s t ung nach 
* Abs . 3 zust änd i gen Ver s i cherungs t r äger s t eh t  e i n  
* Anspruch au f E r sat z gegenüber dem Ver S i cherungs t r äger 
* zu , der zur E n t schäd i gung des vor angegangenen 
* Ver s i cherungs fa l l es z u s t änd i g  war . F ü r  d i e  Höhe des 
* E r s a t zanspr uches g i l t  § 184 Abs . 4 u nd 5 de s A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes m i t der Maßgabe , daß der 
* Ber echnung d i e  Ver sehr tenren t e  des zur E n t schäd i gung des 
* vor angegangenen Ver s i cher ungsfa l l es zus t änd i gen 
* Ver s i cherung s t r äger s zugr unde zu l egen i s t , d i e  i m  
* l e t z t en Monat vor B i l dung der Gesamt r en t e  gebühr t h a t .  
* 
* 

( 5 )  unveränder t . 

W i t wen ( W i t wer ) r en t e  

§ 1 12 . ( 1 ) b i s  ( 5 )  u nver änder t . 

( 6 )  Auf d i e  W i t wen ( W i t wer ) r en t e ,  d i e  w i ederau fge l eb t  
i s t , s i nd l au fende U n t e r ha l t s l e i s t ungen u n d  d i e  i n  § 2 
des E i nkommen s t euergese t ze s  1988 , BGB 1 . Nr. 400 , 
ange führ t en E i nkün f t e  anzurechnen ; d i e  der W i t we ( dem 
W i t wer ) au fgrund der au fge l ös t en oder für n i ch t i g  
erk l är t en Ehe zu f l i eßen , sowe i t  s i e  e i nen 
w i ederaufge l eb t en Ver sorgungsbezug über s t e i gen ( §  2 1  

* Abs . 6 des Pens i onsgeset zes 196 5 ) .  E i ne Anrechnung 
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BKUVG - Ge l t ende Fas sung 

E rmi t t l ung des E rwerbse i nkommen s  aus e i nem 
l and ( for s t ) w i r t sc h a f t l i chen Be t r i eb i s t § 292 Abs . 5 
und 7 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes 
en t sprechend anzuwenden . E r hä l t  d i e  W i twe ( der W i t wer ) 
s t a t t l au fender Un t er ha l t s l e i s t ungen e i ne 
Kap i t a l ab f i ndung , so i s t auf d i e  mona t l i che 
W i t we ( W i t wer ) ren t e  e i n  Zwö l f t e l  des Be t r ages 
anzurechnen , der s i ch aus der Annahme e i nes j ähr l i chen 
E r t rägn i s ses von 4 vH des Ab f i ndungskap i t a l s  ergeben 
würde . Geh t das Ab f i ndungskap i t a l  ohne vor sä t z l i ches 
Ver schu l den der W i t we ( des W i t wer s )  u n t e r , so en t fä l l t  
d i e  Anrechnung . 

( 7 )  unverände r t . 

Gegense i t i ge Verwa l t ungsh i l fe 

§ 1 1 9 .  D i e  Ver s i cherungsan s t a l t und d i e  übr i gen Tr äger 
der Soz i a l ver s i cher ung ( der Haupt verband der 
ö s t e r r e i ch i schen Soz i a l ver s i cherungs t räger ) s i nd 
ver pf l i c h t e t , be i E r fü l l ung i hrer Au fgaben e i nander zu 
un t er s t ü t zen ; s i e  haben i n sbesondere E r s uchen , d i e  zu 
d i esem Zweck an s i e  ergehen , im Rahmen i hr e r  sach l i chen 
und ö r t l i chen Z u s t änd i gke i t  zu ent sprechen und auch 
unau fgeforder t anderen Ver s i cher ung s t rägern a l l e  
M i t t e i l ungen zukommen z u  l assen , d i e  für deren 
Geschä f t sbe t r i eb von W i ch t i gke i t s i nd .  D i e  Verp f l i ch t ung 
�ur gegense i t i gen H i l fe bez i eh t  s i ch auch auf d i e  
Ubermi t t l ung von D a t en i m  S i nne des § 3 des 
D a t en schu t zgese t zes , BGB 1 . Nr . 56 5 / 1 978 , i m  
au t omat i onsun t er s t ü t z t en D a t enverkehr zw i schen der 
Ver s i cherungsan s t a l t und den übr i gen Trägern der 
Soz i a l ver s i cherung ( Haupt verband der ö s t e r r e i ch i schen 
Soz i a l ve r s i cherungs t räger ) ,  d i e  zur Durch führung des 
Me l de- und Be i t r agsver fahren s , zur E r br i ngung von 
Le i s t ungen sow i e  zur Durchse t zung von E r s a t zansprüchen 
not wend i g  s i nd .  

Ver s i cher ungsver t re t e r  

§ 1 32 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  D i e  Tät i gke i t  a l s  M i t g l i ed e i nes 
Verwa l t ungskörper s e r fo l gt auf Grund e i ner ö f fen t l i chen 
Verp f l i ch t ung und begründe t ke i n  D i en s t ve r hä l t n i s  zur 
Ver s i cherungsan s t a l t .  H i efür gebühren E n t schäd i gungen 
nach fol genden G r und sät zen : 
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l au fender Un t er ha l t s l e i s t ungen e r fo l gt nur i n  der Höhe 
e i nes V i er zehn t e l s  der j äh r l i ch t a t säch l i ch zu f l i eßenden 
Un t er ha l t s l e i s t ung . H i ns i ch t l i ch der E r m i t t l ung des 
E rwerbse i nkommen s  aus e i nem l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chen 
Bet r i eb i s t § 292 Abs . 5 und 7 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cher un�sgese t zes e n t sprechend anzuwenden . 
E r hä l t d i e  W i twe ( der W i t wer ) s t a t t l au fender 
U n t erha l t s l e i s t ungen e i ne Kap i t a l ab f i ndung , so i s t au f 
d i e  mona t l i che W i t we ( W i t wer ) ren t e  e i n  V i e r zehn t e l  des 
Be t rages anzurechnen , der s i ch aus der Annahme e i nes 
j ähr l i chen E r t rägn i s ses von 4 vH des Ab f i ndungskap i t a l s  
ergeben würde . Geh t  das Ab f i ndungskap i t a l  ohne 
vor sät z l i ches Ver schu l den der W i twe ( des W i t wer s )  un t er , 
so en t fä l l t  d i e  Anrechnung . 

( 7 )  unverände r t . 

Gegense i t i ge Verwa l t ungsh i l fe 

§ 1 1 9 .  D i e  Ver s i cherungsan s t a l t und d i e  übr i gen Träger 
der Soz i a l ve r s i cher ung ( der Haupt ver band der 
ö s t e r r e i ch i schen Soz i a l ver s i cherungs t räger ) s i nd 
verpf l i ch t e t , be i E r fü l l ung i hr e r  Au fgaben e i nander zu 
un t er s t ü t zen ; s i e  haben i n sbesondere E r suchen , d i e  zu 
d i esem Zweck an s i e  ergehen , im Rahmen i hr e r  sach l i chen 
und ör t l i chen Zus t änd i gkei t zu ent sprechen und auch 
unau fgeforde r t  anderen Ver s i cher ungs t räger n  a l l e  
M i t t e i l ungen zukommen z u  l assen , d i e  für deren 

* Geschä f t sbet r i eb von W i ch t i gke i t  s i nd ,  sow i e  A n t r äge und 
* Me l dungen fr i s t wahrend we i t e r zu l e i t en .  D i e  Verp f l i ch t ung 
* zur  gegense i t i gen H i l fe bez i eh t  s i ch auch auf d i e  
* Überm i t t l ung von D a t en i m  S i nne des § 3 des 
* Da t en schut zgese t zes , BGB 1 . Nr . 56 5 / 1 978 , im 
* a u t oma t i on sun t er s t ü t z t en Da t enverkehr zw i schen der 
* Ver s i cherungsans t a l t und den übr i gen Träge r n  der 
* Soz i a l ve r s i cherung ( Haupt verband der ö s t er re i ch i schen 
* Soz i a l ver s i cher ungs t räger ) ,  d i e  zur Durchführung des 
* Me l de- und Be i t r agsver fahren s , z u r  E rbr i ngung von 
* Le i s t ungen sow i e  zur Durchse t zung von E r s a t zansprüchen 
* not wend i g  s i nd .  

Ver s i cherungsve r t r e t er 

§ 1 32 . ( 1 )  b i s ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  D i e  Tät i gke i t a l s  M i t g l i ed e i nes 
Verwa l t ungskörper s e r fo l gt au f Grund e i ner ö f fent l i chen 
Verp f l i ch t ung und begründe t ke i n  D i en s t ve r hä l t n i s  zur 
Ver s i cherungsans t a l t .  H i efür gebühren E n t schäd i gungen 
n ach fo l genden Gr und sä t zen : 
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BKUVG - Ge l t ende F a ssung 

1 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper haben 
Anspruch auf E r s a t z  der Re 1 se- und Au fen t ha l t skos t en 
gemäß § 3 Abs .  1 Z 5 der Re i segebüh r envor schr i f t 1 95 5 ,  
BGB 1 . N r . 1 33 .  

2 .  und 3 .  unverände r t . 

§ 49 Abs . 4 i s t anz uwenden . 

( 6 )  unverände r t . 

E n t sendung der Ver s i cherungsver t re t e r  

§ 1 33 .  ( 1 )  D i e  Ver s i cher ungs ver t re t e r  aus der Gruppe 
der D i en s t nehmer für Verwa l t ungSkörper , deren 
Tät i gke i t sbere i ch s i ch n i cht  über mehr a l s e i n  
Bundes l and e r s t r eck t , s i nd vom z u s t änd i gen 
Landeshauptmann , für d i e  übr i gen Verwa l t ungskörper vom 
Bundesmi n i s t er für Arbe i t und Soz i a l es z u  ent senden . D i e  
ent sendeberech t i gt en S t e l l en haben h i ezu Vor sch l äge des 
Ö s t e r r e i ch i schen Gewe r k schaft sbundes e i nzuho l en , we l che 
d i eser im E i nvernehmen mi t der i n  Bet r acht kommenden 
Gewer k schaft zu e r s t a t ten hat . D i e  
Ver s i cher ungsver t re t er aus der Gruppe der D i en s t geber 
für Verw a l  t ungskör per , deren Tät i gke i t sber e i ch s i ch 
n i cht über mehr a l s  e i n  Bundes l and er s t reck t , s i nd vom 
z u s t änd i gen Landeshauptmann i m  E i nvernehmen m i t der 
z u s t änd i gen F i nan z l andesbehörde , für d i e  übr i gen 
Verwa l t ungskörper vom Bundeskanz l er i m  E i nvernehmen m i t 
dem Bundesmi n i s t er für F i nanzen zu ent senden . Kommt e i n  
E i nver nehmen zw i schen dem Landeshauptmann und der 
F i nanz l andesbehörde n i ch t  z u s t ande , so en t sendet auf 
An t r ag e i ner d i e ser be i de n  S t e l l en der Bundeskan z l er i m  
E i nvernehmen m i t dem Bundesmi n i s t e r  f ü r  F i nanzen d i e  
D i en s t geberver t re t e r . Be i der E n t sendung i s t auf d i e  
fach l i che E i gnung Bedacht z u  nehmen . D i e  g l e i chze i t i ge 
E n t sendung e i n  und der sel ben Pef son a l s 
Ver s i cherungsver t re t e r  sowoh l i n  d i e  Kon t r o l l ver s amm l ung 
a l s  auch i n  d i e  Gener a l ver samm l ung der 
Ver s i cherungsan s t a l t  i s t unzu l äs s i g .  

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

P f l i ch t en und Haft ung der 
Ver s i cherungsver t re t e r  

§ 1 36 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper haben be i 
ger Ausübung i hr e s  Amt es d i e  Geset ze der Repub l i k  
O s t e r r e i ch ,  d i e  S a t zung der Ver s i cher ungsan s t a l t und d i e  
darau f beruhenden son s t i gen Rech t svor schr i f t en zu 
beach t en . S i e  s i nd zur Amt sver schw i egenhe i t  sow i e  zur 
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1 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper haben 
Anspruch auf E r sa t z  der Re i se- und Aufen t ha l t skos t en 

* nach Maßgabe von R i cht l i n i en gemäß § 3 1  Abs . 5 Z 3 1  des 
* A l l geme i nen S oz i a l ver s i cherungsgeset zes . 

2 .  und 3 .  unverände r t . 

§ 49 Abs .  4 i s t anzuwenden . 

( 6 )  unveränder t .  

E n t sendung der Ver s i cher ungsver t re t e r  

§ 1 33 .  ( 1 )  D i e  Ver S i cher u ngsver t re t er aus d e r  G r uppe 
* der D i en s t nehmer s i nd für Landess t e l l enausschüsse vom 
* z u s t änd i gen Landeshauptmann , für d i e  übr i gen 
* Verw a l t ungskörper vom Bunde smi n i s t er für Arbe i t  und 
* Soz i a l es zu ent senden . D i e  ent sendeberech t i gt en S t e l l en 
* haben h i ez u  Vor sch l äge des Os t er r e i ch i schen 
* Gewerk schaft sbundes e i n zuho l en ,  we l che d i eser i m  
* E i nvernehmen mi t der i n  Bet rach t kommenden Gewer k scha f t  
* z u  e r s t at t en hat . D i e  Ver s i cherungsver t re t er aus der 
* Gruppe der D i en s t geber s i nd für Landess t e l l enau sschüs se 
* vom z u s t änd i gen Landeshauptmann i m  E i nvernehmen m i t der 
* z u s t änd i gen F i nanz l andesbehörde , für d i e  übr i gen 
* Verwa l t ungskörper vom Bundeskanz l er im E i nver nehmen m i t 
* dem Bundesmi n i s t er für F i nanzen z u  ent senden . Kommt e i n  
* E i nvernehmen zw i schen dem Landeshau p t mann und der 
* F i nanz l andesbehörde n i ch t  z u s t ande , so ent sendet auf 
* Ant r ag e i ner d i eser be i den S t e l l en der Bundeskanz l er i m  
* E i nvernehmen m i t dem Bundesm i n i s t er f ü r  F i nanzen d i e  
* D i en s t geberver t re t er . Be i der E n t sendung i s t auf d i e  
* fach l i che E i gnung Bedach t  z u  nehme n .  D i e  g l e i chze i t i ge 
* E n t sendung e i n  und der se l ben Per son a l s  
* Ver S i cherungsver t re t er sowoh l i n  d i e  Kon t ro l l ver samm l ung 
* a l s auch i n  d i e  Gener a l ver samml ung der 
* Ver s i cherungsan s t a l t i s t u n z u l äs s i g .  
* 
* 
* 

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

P f l i ch t en und Ha f t ung der 
Ver s i cherungsver t re t er 

§ 1 36 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskörper haben be i 
* der Ausübung i hr e s  Amt es d i e  Rech t svor schr i ft en zu 
* beach t en .  S i e s i nd zur Amt sver schw i egenhe i t  sow i e  zur 
* gew i ssenha f t en und unpar t e i i schen Ausübung i hres Amt e s  
* ver p f l i c h t e t . S i e  haft en unbeschade t der Bes t i mmungen 
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gew i s senh a f t en und unpar t e i i schen Ausübung i hr e s  Amt es 
verp f l i c h t e t . S i e  h a f t en unbeschade t der Best i mmungen 
des Amt s h a f t ungsgese t zes , BGB 1 . Nr . 20/ 1 949 , i n  der 
j ewe i l s  ge l t enden F assung , für j eden Schaden , der der 
Ver s i cherungsan s t a l t aus der Vernach l äs s i gung i hrer 
P f l i ch t en erwäch s t . D i e  Ver s i cherungsan s t a l t  kann au f 
Anspr üche aus der H a f t ung nur mi t Genehm i gung der 
Aufs i ch t sbehörde ver z i ch t en .  Mach t d i e  
Ver s i cherungsan s t a l t  t ro t z mange l nder Genehmi gung d i e  
Ha f t ung n i ch t  ge l t end , so kann d i e  Au f s i ch t sbehörde d i e  
Ha f t ung an S t e l l e  und au f Kos t en der 
Ver s i cherungsan s t a l t  ge l t end machen . 

Au fgaben der Landes s t e l l enaussch ü s se 

§ 1 46 .  ( 1 )  und ( 2 )  unverände r t . 

( 3 )  D i e  ör t l i che Zus t änd i gke i t  e i nes 
Landes s t e l l enau sschusses r i ch t e t  s i ch be i Ver s i cher t en 
nach deren Wohnor t .  I s t  ke i n  Wohnor t i m  I n l and 
vor handen , i s t der für W i en ,  N i ederös t er r e i ch und 
Burgen l and bes t ehende Landess t e l l enau s schuß zus t änd i g .  

( 4 )  und ( 5 )  unveränder t .  

Rechnungsabsch l uß und 
Nachwe i sungen 

§ 1 5 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Sowe i t  d i e  E i nnahmen nach § 22 Abs . 3  d i e  
Au fwendungen e i nes Geschä f t sj ahres für d i e  erwe i t er t e  
He i l behand l ung über s t e i gen , s i nd s i e  e i ner gesonde r t en 
Rück l age zuzu führen . D i ese Rück l age dar f nur zur 
Anschaf fung, oder Her s t e l l ung abnu t zbarer 
W i r t scha f t sgü t e r  für d i e  Zwecke der erwe i t er t en 
He i l behand l ung verwende t werden . 

( 5 )  unveränder t .  

For t dauer e i ner nach fr üherer Vor sch r i f t  
bes t ehenden P f l i ch t ve r s i cherung 

§ 1 60 .  ( 1 )  Per sonen , d i e  am 30 . Jun i 1 967 nach den i n  
d i esem Ze i t punk t i n  Ge l t ung ges t andenen Bes t i mmungen 
über d i e  K r ankenver s i cherung der Bundesanges t e l l t en 
p f l i ch t ver s i cher t  waren , nach den Vor sch r i f t en des 
E r s t en Te i l es aber n i ch t  mehr i n  der K r ankenve r s i cherung 
ver s i cher t  wären , b l e i ben ver s i cher t , s o l ange d i e  für 
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* des Amt s h a f t ungs- und des Organha f t p f l i ch t gese t zes für 
* j eden Schaden , der der Ver s i cherungsan s t a l t aus der 
* Vernach l äs s i gung i hrer P f l i ch t en erwäch s t . D i e  
* Ver s i cherungsan s t a l t  kann auf Ansprüche aus der Ha f t ung 
* nur mi t Genehmi gung der Au f s i ch t sbehörde ver z i ch t en .  
* Mac h t  d i e  Ver s i cherungsan s t a l t t ro t z mange l nder 
* Genehmi gung der Aufs i ch t sbehörde d i e  Ha f t ung n i ch t  
* ge l t end , so kann d i ese d i e  Ha f t ung an S t e l l e  und au f 
* Kos t en der Ver s i cherungsan s t a l t ge l t end machen . 
* 
* 
* 

Au fgaben der Landes s t e l l enausschüsse 

§ 1 46 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  D i e  ör t l i che Zus t änd i gke i t  e i nes 
Landes s t e l l enaus schusses r i Ch t e t  s i ch be i Ver s i cher t en 

* nach deren Wohns i t z .  I s t  ke i n  Wohn s i t z i m  I n l and 
vorhanden , i s t der für W i en ,  N i ederös t er r e i ch und 
Burgen l and bes t ehende Landess t e l l enaus schuß zus t änd i g .  

( 4 )  und ( 5 )  unverände r t . 

Rechnungsabsch l uß und 
Nachwe i sungen 

§ 1 5 1 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Sowe i t  d i e  E i nnahmen nach § 22 Abs . 3  d i e  
Au fwendungen e i nes Geschä f t s j ah r e s  für d i e  erwe i t er t e  

* He i l behand l ung sow i e  d i e  med i z i n i schen Maßnahmen der 
* Rehab i l i t a t i on über s t e i gen , s i nd s i e  e i ner gesonder t en 
* Rück l age zuzu führen . D i ese Rück l age dar f nur zur 
* Anscha f fung oder Her s t e l l ung abnu t zbarer 
* W i r t scha f t sgü t er für d i e  Zwecke der erwe i t er t en 
* He i l behand l ung verwendet werden . 

( 5 )  unveränder t .  

For t dauer e i ner nach f rüherer Vor schr i f t 
best ehenden P f l i ch t ver s i cher ung 

§ 1 60 .  ( 1 )  Per sonen , d i e  am 30 . Jun i 1 967 nach den i n  
d i esem Ze i t punk t i n  Ge l t ung ges t andenen Bes t i mmungen 
über d i e  Krankenver s i cherung der Bundesanges t e l l ten 
p f l i ch t ve r s i cher t  waren , nach den Vor sch r i f t en des 
E r s t en Te i l es aber n i ch t  meh r  i n  der K r ankenver s i cher ung 
ver s i cher t  wären , b l e i ben ver s i cher t ,  s o l ange d i e  für 
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den Best and der P f l i ch t ver s i cherung nach den b i sher i gen 
Vor sCh r i f t en maßgebend gewesenen Vor ausset zungen 
we i t erh i n  e r fü l l t  werden. Desg l e i chen s i nd 
H i n t er b l i ebene ver s i cher t , d i e  nach so l chen Per sonen 
e i ne Pens i ons l e i s t ung der i n  § 1 Abs . 1  Z . 8  oder 1 3  
beze i chneten Ar t erha l t en ,  sol ange s i e  den Haupt wohn s i t z 

BKUVG - Vorgesch l agene F a s sung 

den Best and der P f l i ch t ver s i cherung nach den b i sher i gen 
Vor sChr i f t en maßgebend gewesenen Vor ausset zungen 
we i t erh i n  er fü l l t  werden. Desg l e i chen s i nd 
H i n t er b l i ebene ver s i cher t ,  d i e  nach sol chen Per sonen 
e i ne Pen s i ons l e i s t ung der i n  § 1 Abs . 1 Z . 8  oder 1 3  

* beze i chne t en Ar t erha l t en , sol ange s i e  den Wohns i t z  i m  
* I n l and haben . i m  I n l and haben . 

( 2 )  unveränder t .  ( 2 )  unver änder t .  

* § 1 8 1 .  ( 1 )  E s  t re t en i n  K r a f t : 

S E I TE 1 4  

* 1 .  mi t 1 .  J u l i  1 996 d i e  § §  5 6  Abs .  3 Z 1 ,  6 5  a Abs . 
* 5 und 70 a AbS. 3 und 4 i n  der F a s sung des 
* Bundesgeset zes BGB 1 . Nr . 20 1 / 1 996 ; 

* 2. mi t 1 .  Jänner 1 997 d i e  § §  32 Abs . 2 ,  4 1  und 45 
* Abs . 1 in der Fassung des Bundesgeset zes BGB 1 . Nr. 
* 20 1 / 1 996. 

* ( 2 )  An s t e l l e des verhä l t n i smäß i gen Te i l es der Ren t e  
* gemäß § 4 1  l et z t er Sat z i n  der F as sung des 
* Bundesgeset zes BGB 1 .  Nr. 20 1 / 1996 gebühr t Per sonen , d i e  
* i m  Dezember 1 996 e i ne Ren te bez i ehen und be i denen der 
* Le i s t ungsanspr uch am 3 1 . Dezember 1 996 aufrecht i s t , für 
* den K a l endermonat , in dem der Gr und des Wegfa l l es der 
* Ren t e  e i n t r i t t , e i ne Vor schußzah l ung. D i e  
* Vor schußzah l ung i s t i n  der Höhe der i m  Dezember 1 996 
* au sge zah l t en Ren t e  e i nsch l i e ß l i ch der Zuschüsse 
* spä t e s t ens am 1 .  Jänner 1 997 f l üss i g  zu machen . A l l e  au f 
* d i e  Ren t e  anzuwendenden Be s t i mmungen ge l t en auch für d i e  
* Vor schußzah l ung. 

* ( 3 )  Abwe i chend von § 32 Abs. 2 i n  der Fas sung des 
* Bundesgeset zes BGB 1 .  Nr . 20 1 / 1 996 f a l l en 
* H i n t erb l i ebenenrent en nach dem Tode e i nes 
* Ren t enempfängers , der e i ne Vor schuß zah l ung gemäß Abs. 2 
* bezogen hat , mi t Beg i nn des K a l endermonat s ,  der dem Tod 
* des Ren t enempfänger s fo l g t , an . Für den Ka l endermonat ,  
* i n  dem der Gr und des Wegfa l l s  der H i n t er b l i ebenenren t e  
* e i nt r i t t , gebühr t ans t e l l e  des ver hä l t n i smäß i gen Te i l es 
* der H i n t er b l i ebenenren t e  gemäß § 41 l e t z t er Sat z in der 
* Fassung des Bundesgeset zes BGB 1 . Nr . 20 1 / 1 996 e i ne 
* Vor schußzah l ung. D i e  Vor schußzah l ung i s t i n  der Höhe der 
* er s t ma l i g  zur Au szah l ung ge l angenden 
* H i n t er b l i ebenenren t e  e i nsch l i eß l i ch der Zu schüsse 
* spät e s t ens am E r s t en des K a l endermona t s ,  der dem Tod des 
* Rent enempfängers fo l gt , f l üs S i g  zu machen . A ll e auf d i e  
* Ren t e  anzuwendenden Bes t i mmungen ge l t en auch für d i e  
* Vor schußzah l ung . 

* ( 4 )  D i e  § §  6 5  a Abs. 5 und 70 a Abs . 3 i n  der F a s sung 
* des Bundesgeset zes BGB 1 . Nr. 20 1 / 1 996 s i nd nur auf Fä l l e 
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* anzuwenden , i n  denen d i e  U n t erbr i ngung nach dem 30 . Jun i 
* 1 996 beg i nn t . 

* § 1 82 .  ( 1 )  E s  t re t en i n  K r a f t : 

* 1 .  mi t 1 .  Augu s t  1 996 d i e  § §  1 Abs . 1 Z 1 ,  6 ,  7 und 
* 1 2 ,  2 Abs . 1 Z 4 ,  4 ,  5 Abs . 3 ,  7 ,  1 7 ,  1 9  Abs . 4 b i s  7 ,  
* 2 1  Abs . 1 ,  22  Abs . 4 ,  22  a Abs . 1 ,  26 a Abs . 2 Z 1 und 
* Abs . 3 ,  26 c ,  43 Abs . 3 ,  50 Abs . 1 ,  55  Abs . 3 ,  56 Abs . 9 
* und 1 1 ,  59 Abs . 3 ,  83 Abs . 1 und 2 ,  96 Abs . 2 und 3 ,  1 08 
* Abs . 4 ,  1 1 2 Abs . 6 ,  1 1 9 ,  1 32 Abs . 5 Z 1 ,  1 33 Abs . 1 ,  
* 1 36 ,  1 46 Abs . 3 ,  1 5 1  Abs . 4 sow i e  1 60 Abs . 1 i n  der 
* F a s s ung des Bundesgeset zes BGB 1 . N r . x x x / 1 996 und d i e  
* Au fhebung des § 2 Abs . 1 Z 3 ;  

* 2 .  r ückw i r kend mi t 1 .  Ju l i  1 996 § 70 a Abs . 4 i n  der 
* F a s s ung des Bundesgeset zes BGB l . Nr . X X X / 1 996 ; 

* 3 .  r ückw i r kend mi t 1 .  Ma i 1 996 § 1 8 1  i n  der Fas sung 
* des Bundesgeset zes BGB 1 . Nr . xxx/ 1 996 ; 

* 4 .  r ückw i r kend mi t 1 .  Ma i 1 995 § 1 9  Abs . 1 Z 1 
* l i t .  b i n  der F a s s ung des Bundesgeset zes 
* BGB 1 . Nr . xxx/ 1 996 ; 

* 5 .  r ückw i r kend mi t 1 .  Jänner 1 995 § 59 Abs . 4 i n  der 
* F a s s ung des Bundesgese t zes BGB 1 . Nr . x x x / 1 996 . 

* ( 2 )  § 1 9  Abs . 4 i n  der F a s s ung des Bundesgese t zes 
* BGB 1 . Nr . x x x / 1 996 i s t für am 3 1 . Ju l i  1 996 bes t ehende 
* F ä l l e  des § 7 Abs . 1 Z 1 und 3 m i t der Maßgabe 
* anzuwenden , daß d i e  E r höhung der Be i t r agsgr und l age ab 
* Beg i nn des j ewe i l i gen Karen z u r l aubes vor zunehmen i s t .  

* ( 3 )  L e i det e i n  Ver s i cher t e r  am 1 .  Augus t 1 996 an 
* e i ner Krankhe i t ,  d i e  er s t  auf Grund der An l age 1 zum 
* A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cher ungsgese t z  i n  der Fas sung des 
* Bundesgese t zes BGB 1 . Nr . x x x / 1 996 a l s  Ber u fskrankhe i t 
* aner kann t w i rd ,  so s i nd i hm d i e  Le i s t ungen der 
* U n fa l l ver s i cherung zu gewähr en , wenn der 
* Ver s i cherungs fa l l nach dem 30 . Jun i 1 967 e i nget re t en i s t 
* und der An t rag b i s  30 . Jun i 1 997 ges t e l l t  w i rd .  D i e  
* Le i s t ungen s i nd f r ühes t en s  ab 1 .  Augu s t  1 996 zu 
* gewähren . W i rd der An t r ag spä t e r  ges t e l l t ,  so gebühren 
* d i e  Le i s t ungen ab dem Tag der An t r ags t e l l ung . 

* ( 4 )  Im F a l l e  des durch e i ne K r ankhe i t ver u r sach t en 
* Todes des Ver s i cher t en ,  d i e  e r s t  a u f  Grund der An l age 1 
* zum A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t z  i n  der F a s sung 
* des Bundesgese t zes BGB 1 . Nr . x x x / 1 996 a l s  
* Ber u fskr ankhe i t  aner kannt w i rd ,  s i nd d i e  Le i s t ungen der 
* U n fa l l ver s i cher ung an d i e  H i n t er b l i ebenen zu gewähren , 
* wenn der Ver s i cherungs fa l l  n ach dem 30 . Jun i 1 967 
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* e i nge t r e t en i s t und der An t r ag b i s  30 . J u n i  1 997 
* ges t e l l t  w i rd .  D i e  Le i s t ungen s i nd frühes t en s  ab 
* 1 .  August 1 996 zu gewähren . W i rd der An t r ag spä t er 
* ges t e l l t , so gebühren d i e  Le i s t ungen ab dem T ag der 
* An t r ags t e l l ung. 
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